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onflikte über Landnutzung und -verteilung verweisen auf Probleme,  die
nicht mit der Identifizierung von „Schuldigen“ erledigt werden können.
Sie sind darüber hinaus Indizien für die zunehmende Zerstörung sowohl

der Natur als auch der Lebensumwelt der Gattung Mensch. In Vietnam mögen sie
als Begleiterscheinungen des wirtschaftlichen Aufschwungs erscheinen, aber auch
in diesem Land beginnt man darüber nachzudenken, ob die reine Konzentration auf
das Wachstum ausreichend ist.

K
In der westlichen Presse wird darüber in der Regel nicht berichtet. Eine der sehr
wenigen Erwähnungen über solche Ereignisse in Vietnam galt einem Konflikt in der
Gemeinde Đồng Tâm. Aber es war nur eine Kurzmeldung in der Frankfurter Rund-
schau vom 15.9.2020 mit dem Titel: „Todesstrafen nach Mord an Polizist(en) in Vi-
etnam“. Bei Protesten gegen Enteignungen durch den Staat in einem Dorf seien
„drei Polizisten und ein Dorfältester“ gestorben. 
Wer starb da und warum? In welchem Zusammenhang steht der Vorfall? Deutsche
Redakteure sehen anscheinend keine Veranlassung, da etwas tiefer zu recherchie-
ren, denn dies war ja offenbar nicht nötig. Denn die Lesenden würden ja schon die
richtigen Schlüsse ziehen: Sowas passiert eben – in einem kommunistischen Land ...

ie vietnamesische Presse jedenfalls hatte schon seit mehreren Jahren äu-
ßerst ausführlich über diese Auseinandersetzungen berichtet. Denn der
Konflikt ist nicht nur in Vietnam kein Einzelfall, er ist von großer Bedeu-

tung auch in vielen anderen Ländern, weil letztendlich eine Auswirkung globaler
geschichtlicher Abläufe nur an diesen adäquat deutlich gemacht werden können.
Deswegen soll dieser und ein weiterer Fall hier mit der nötigen Ausführlichkeit be-
handelt werden, damit diese Zusammenhänge klar werden. Dies geschieht im ersten
Fall unter Benutzung einer Befragung und eines Untersuchungsberichts der Wissen-
schaftlerin Nguyen Thi Thanh Binh über einen hier nicht bekannt gewordenen Fall
und im zweiten durch eigene Literaturrecherchen in der vietnamesischen und inter-
nationalen  Presse.  Wir  sind  der  Meinung,  dass  man  erstens  nur  so  voreiligen
Schlüssen entgegentreten kann, wie sie die obige Kurzmeldung nahelegt, und dass
man zweitens sowohl das Vorgehen der vietnamesischen Bauern als auch das der
Regierung besser verstehen kann, ohne voreilige Wertungen vorzunehmen, und dass
drittens die allgemeine Bedeutung dieser Konflikte wenigstens erahnbar wird.

D
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Beispiel 1: Das Dorf Lụa
Nguyen Thi Thanh Binh

Der erste Fall liegt schon einige Jahre zurück. Aber er war Gegenstand 
einer wissenschaftlichen Untersuchung, wodurch er sehr gut doku-
mentiert ist. Nguyen Thi Thanh Binh hat mehrere Jahre vor Ort recher-
chiert und unzählige Interviews mit Bewohnern und anderen Beteiligten
gemacht. Ihr Bericht ist leider zu lang, um hier ganz übersetzt zu wer-
den. Mit ihrer freundlichen Erlaubnis wird im Folgenden der Teil ihrer 
Arbeit1 wiedergegeben und teilweise zusammengefasst, der die direk-
ten Fakten referiert. Wichtige Passagen ihrer Auswertung werden dann 
an anderer Stelle in diesem Heft zitiert.

Das Dorf Lụa – eine
Fallstudie

Im Westen von Hanoi  gelegen,  ist
dieses Dorf lange durch seine handwerk-
liche  Tradition  bekannt  gewesen.  Reis-
anbau  und  Seidenwebereien  waren  die
Hauptquellen  seines  Lebensunterhalts.
Unmittelbar nach dem Ende der Kollek-
tivierung in den späten 1980er Jahren di-
versifizierten die Bewohner ihre ökono-
mischen  Aktivitäten,  begünstigt  auch
durch die geografische Nähe zur Haupt-
stadt  Hanoi.  Vor  2009  waren 70% der
2.000  Haushalte  des  Dorfes  landwirt-

schaftlich geprägt.  Diese landwirtschaft-
lichen Haushalte waren zugleich auch im
Kleinhandel, als Lohnarbeiter, in der Le-
bensmittelverarbeitung  oder  in  kleinen
Dienstleistungsbetrieben  tätig.  30%  der
Haushalte  waren  schon  keine  Bauern
mehr, sondern in der Regel Händler auf
Märkten in der Stadt. Einige waren Un-
ternehmer, die Webereien und Färberei-
en besaßen. Dieser Zweig kann als eine
Fortführung der handwerklichen Traditi-
on  des  Dorfes  gesehen  werden.  Diese
30% galten  als  die  gut  situierten  Ein-
wohner. Aber die restlichen Bauern hat-
ten  ein  relativ  stabiles  Einkommen,  in-

1 Frau Dr. Nguyen Thi Thanh Binh ist stellvertretende Direktorin des Instituts für Anthropologie der
Akademie für Sozialwissenschaften in Hanoi. In ihrem hier wiedergegebenen Text werden von der Re -
daktion hinzugefügte Fußnoten kursiv gesetzt. Alle anderen sind von der Autorin. Zwischentitel von
der Redaktion. Und: Die Autorin hat unsere Zusammenfassung gegengelesen und genehmigt. Quelle:
Southeast Asian Studies, Vol. 6, No. 1, April 2017, S. 95-114.

  Im Internet verfügbar unter: https://englishkyoto-seas.org/2017/04/vol-6-no-1-nguyen-thi-thanh-binh/
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dem sie ihre landwirtschaftlichen Aktivi-
täten  auch  auf  Pfirsichblütenzucht  und
Kleinhandel  ausdehnten.  Lụa2 galt  also
zu dieser Zeit in der Region als ein wohl-
habendes Dorf, das die Möglichkeit auf-
wies, sich aus eigener Kraft weiterzuent-
wickeln.

Die Urbanisierung wirkte sich  inso-
fern aus, als die Gemeinde,  zu der  Lụa
gehörte,  im  März  2006  der  Stadt  Hà
Đông  (Provinz Hà  Tây) zugeschlagen
wurde. Wenige Monate später, als diese
Provinz mit der Stadt Hanoi  zusammen-
gelegt wurde, war Lụa zu einem Stadtteil
des  Distrikts  Hà Dông  geworden.  Auf-
grund seiner  vorteilhaften Lage sozusa-
gen  „in  der  Stadt“ urbanisierte  der  Di-
strikt  sich  schnell,  zwischen  2005  und
2010 wurden Straßen und Wohnsiedlun-
gen  gebaut.  Zwei  Durchgangsstraßen
durchqueren  das  Dorf  Lụa  seit  2006-
2007.

Im Jahre 2008 arbeitete die örtliche
Regierung einen Plan aus, demnach der
größte Teil des Ackerlandes um das Dorf
Lụa für neue urbane Projekte verwendet
werden sollte. Dabei handelte es sich um
300 h in Lụa und einem anderen Dorf in
der Nähe – von  Lụa  umfasste dies 90%
des Ackerlandes. Das größte dieser Pro-
jekte war  das  neue  Stadtgebiet von  Hà
Dông  mit  einem  Dienstleistungskom-
plex,  einem  Einkaufszentrum,  Hotels,
Büros,  Luxuswohnungen  und  einem
Krankenhaus.

Obwohl  die  Dorfbewohner  schon
seit einigen Jahren wussten, dass die Ur-
banisierung kommen würde, waren viele

2 Lụa ist ein Pseudonym, um die Informanten zu
schützen. Das Dorf liegt in der Nähe Hanois, etwa
15 km vom Stadtzentrum entfernt. 

von ihnen  sehr  schockiert,  als dies  tat-
sächlich eintrat. Als es noch nur darum
ging, für die neue Durchgangsstraße ei-
nige  bestellte  Landflächen  aufzugeben,
gab es keinerlei Proteste. Vielleicht auch
deswegen, weil die Entschädigungssum-
me,  die  das  Gesetz  vorschreibt,  relativ
hoch war3.  Später  gab  es Gerüchte,  die
Regierung wolle fast das ganze Dorf für
Straßen-  und  Wohnungsbau  enteignen.
Die Bedingungen waren: ein wesentlich
höherer Entschädigungssatz von 86 Mil-
lionen Dong4 pro sào. Dazu sollten 10 %
des  Terrains  bei  den  Vorbesitzern  ver-
bleiben  als  „Service-Land“,  das  diese
entweder nutzen oder verkaufen durften.

Ein 60-jähriger Bauer stellte später
folgende Berechnung an: „Ich selbst hat-
te  314  qm.  Meine  Kinder  hatten  etwa
ebenso  viel.  Wenn  ich all  dieses  Land
abgebe,  erhalte  ich  fast  80  Millionen
Dong,  dazu  etwa  18  qm  Serviceland.
Wenn ich kein Land mehr habe, auf dem
ich Pfirsichbäume pflanzen kann, wovon
sollte ich dann leben? Jedes Jahr brauche
ich etwa 10 Millionen Dong für meinen
Lebensunterhalt, so könnte ich also von
der  Entschädigungssumme  nach  Abzug
der  Infrastrukturkosten  für  das  Service-
Land etwa acht Jahre lang leben. Danach
müsste  ich  das  Serviceland  verkaufen,
um weiterzuleben.“

In dieser  Atmosphäre  von Besorg-
nis  begannen  die  Dorfbewohner,  ge-
meinsam darüber  zu  diskutieren.  Dabei
ging es hauptsächlich um die Entschädi-
gungen, denn die Dörfler gingen davon
aus, dass ihr Land für staatliche Projekte

3 Sie  betrug  im Jahre  2006  47  Millionen  Dong
per sào (ein Sào = 360 qm). Später wurden we-
sentlich höhere Summen bezahlt.

4 4.000 US-$
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gebraucht  würde.  Erst  später  erfuhren
sie, dass es auch privaten Unternehmen
und Aktiengesellschaften zur Verfügung
gestellt werden sollte. Andererseits wur-
den  die  Entschädigungsangebote  des
Staates in dieser Zeit weiter erhöht und
ergänzt.  Zusätzlich zur höheren finanzi-
ellen Entschädigung für den Boden gab
es jetzt  eine  weitere Entschädigung für
verlorene Ernten vor der Enteignung so-
wie  finanzielle  Zuschüsse  zu  Ausbil-
dungskursen  für  diejenigen,  die  einen
neuen Beruf erlernen wollten. 

Aus  Sicht  des  Staates  wurden  die
Entschädigungssummen  auf  der  Grund-
lage  der  Tatsache  berechnet,  dass  die
Bauern  an  ihrem  Land  stets  nur  Nut-
zungsrechte  hatten,  keine  Eigentums-
rechte.  Demgegenüber  waren  die  Ein-
wohner von Lụa der Meinung, sie hätten
Anspruch auf mehr,  weil sie nicht Reis
anbauten, sondern Früchte zum Verkauf.
Ihr  so  genanntes  „Pfirsichdorf“  konnte
sowohl die Blüten als auch die Früchte
verkaufen,  weshalb  ihnen  eine  höhere
Entschädigung  zustünde  als  einem  rei-
nen Reisdorf. Denn vor allem zum Tet-
fest  waren  mit  den  Früchten  sehr  hohe
Einnahmen  zu  erzielen.  Dieses  Argu-
ment hat in anderen Gegenden dazu ge-
führt, dass die  Bauern in Erwartung der
Enteignung schnell noch auf Früchtepro-
duktion umstiegen.

Vor allem ärgerten sich die Bauern
in  Lụa  darüber,  dass  sie  nun  lediglich
6,2%  Serviceland  erhalten  sollten  statt
der  ursprünglich  versprochenen  10%.
Auch das Angebot der finanziellen Hilfe
zur  Erlernung  eines  neuen  Berufs  war
ziemlich  vage  formuliert.  Das  alles
brachte ab März 2008 viele Bauern dazu,

dass  sie  nicht  mehr  um  die  Höhe  der
Entschädigung stritten, sondern das An-
gebot  im  Rahmen  der  Enteignung  im
Ganzen  ablehnten.  Die Bauern berieten
darüber in Versammlungen, und die Ent-
scheidung,  das  Angebot  der  Regierung
abzulehnen,  war  eine  kollektive,  wenn
auch nicht alle Dorfbewohner sie trugen.

Dieser Ablauf solcher Widerstands-
bewegungen ist typisch für fast alle ähn-
lichen  im  ganzen  Land,  mit  wenigen
Ausnahmen.  Auch die ersten gemeinsa-
men Schritte treffen auf die meisten an-
deren Fälle zu: Die Bauern trugen ihren
Protest  bei  den  lokalen  Behörden  vor,
waren sich aber nicht einig in der Frage,
ob sie  nur  eine  höhere  Entschädigung
verlangen oder ob sie ihre Felder behal-
ten  wollten,  um  so  weiterzuleben  wie
bislang.  Diejenigen,  die  das  Letztere
wollten,  waren  in  der  Minderheit,  aber
der Unterschied zwischen beiden Grup-
pen war ein wesentlicher: Die einen ver-
hielten  sich  loyal,  die  anderen  stellten
Forderungen, die als fundamentale Geg-
nerschaft zur Regierung verstanden wer-
den konnten.

Zu  dieser  Zeit  gab  es  schon  Zwi-
schenfälle, die über die Eingabe von Ge-
suchen bei den örtlichen Behörden hin-
ausgingen.  Bauern  stellten  sich  Arbei-
tern,  die die Umwidmung von Land zu
Straßen  oder  Baustellen  vorbereiten
wollten,  direkt  entgegen.  Diese Zusam-
menstöße waren meist friedlich, manch-
mal aber wurde die Schwelle zur Gewalt
überschritten:  Am  17.  März  2008  ver-
sammelten sich etwa 1000 Protestierende
vor  dem  Haus  des  Volkskomitees  von
Lụa, um Mitarbeiter einer im staatlichen
Auftrag handelnden Firma daran zu hin-
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dern,  kartographische  Aufzeichnungen
zu machen.  Einige  Baumaschinen  wur-
den beschädigt. Danach gab es Verhand-
lungen zwischen den lokalen Autoritäten
und drei Dorfbewohnern, die als Vertre-
ter  der  Protestierenden  dazu  beauftragt
worden  waren.  Diese  akzeptierten  die
Angebote der Behörden nicht, erneut gab
es  Protestversammlungen  vor  dem
Volkskomitee. Dort wurde auch der Vor-
wurf  geäußert,  lokale Kader hätten  von
der Firma im Gegenzug für Landverkäu-
fe Geld erhalten; es hieß sogar, sie hät-
ten,  „die  Dorfbewohner  verkauft“.  Das
Misstrauen den lokalen Behörden gegen-
über  war  weit  verbreitet.  Gerüchte  be-
haupteten, die Mitglieder der lokalen Be-
hörden  hätten  Bestechungsgelder  erhal-
ten für die Förderung der Urbanisierung.
Beim  Protest  hiergegen  wurden  Steine
und  Ziegel  gegen  die  Häuser  einiger
Dorfbeamten  geworfen,  sie  wurden  mit
Jauche bespritzt. Vor dem Haus des da-
mals erkrankten Vorsitzenden des Volks-
komitees errichteten sie einen Ahnenal-
tar  und  verbrannten  Räucherstäbchen  –
was man sonst nur macht, wenn jemand
gestorben ist.

Manche  Protestler  waren  auch  der
Meinung,  sie  müssten  darüber  hinaus
verhindern,  dass  andersdenkende  Dorf-
bewohner  Entschädigungsgelder  erhiel-
ten.

Die Formen des Kampfs gegen die
Kader  des  Dorf-Volkskomitees  erinner-
ten an Bauernrevolten aus der Geschich-
te  Vietnams.  Bauern  zogen  mit  großen
Trommeln  bewaffnet  durch  das  Dorf,
blieben  vor  dem  Volkskomitee  stehen
und  erzeugten  einen  ununterbrochenen
Trommelwirbel,  der  von 19 bis 23 Uhr

dauerte. Jeden Tag zogen ältere und be-
hinderte Bewohner vor das Dorfgemein-
schaftshaus und beschimpften die Beam-
ten. Die Dorfverwaltung wurde dadurch
in ihrer Arbeit stark behindert. Im Gan-
zen Jahr 2008 kam an vielen Orten auf
dem Land die Verwaltung dadurch zum
Stillstand.  Ohne  gegen  Gesetze  zu  ver-
stoßen,  brachten  die  Aktionen  der  Wi-
derständler  die  Behörden  in  große
Schwierigkeiten. Unter den Parolen, die
bei  solchen  Gelegenheiten  ausgerufen
wurden,  gab  es  neben  „Keine  Enteig-
nung  ohne  das  Einverständnis  der  Be-
wohner“ auch offizielle wie „Lang lebe
die Kommunistische Partei“ oder „Lang
lebe Ho Chi Minh“. Das konnte immer
noch  als  Beweis  dafür  gelten,  dass  sie
bei  der  Einforderung ihrer Rechte noch
auf  die  Unterstützung  durch  die  Partei
hofften.  Eine  Zuspitzung  der  Lage  in
Lụa ergab  sich  am 30.  April 2008,  als
ein  hochrangiges  Mitglied  der  Provinz-
verwaltung  von  Hà  Tây das  Dorf  be-
suchte. Tausende von Bewohnern hatten
sich beim Haus des Volkskomitees ver-
sammelt,  um den Vertreter  der  Provinz
zur Rede zu stellen. Mehr als einen Tag
lang wurde er im Dorf festgehalten und
konnte es erst verlassen, nachdem er ver-
sprochen  hatte,  das  Urbanisierungspro-
jekt werde erst gestartet, wenn die Mehr-
heit  der  Bewohner  damit  einverstanden
seien, und dass neue Jobs für alle, deren
Land  enteignet  wurde,  von  den  Behör-
den  besorgt  würden.  Die  Begeisterung
über  diesen  Erfolg  war  unter  den  Be-
wohnern so groß, dass manche dachten,
man  könne  auch  den  ganzen  Enteig-
nungsprozess verhindern.

Also breitete sich der Protest auf die
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Provinzhauptstadt Hà Đông aus, ja sogar
bis nach Hanoi. An jedem Tag der wö-
chentlichen  Bürgersprechstunde  kamen
mehrere Dutzend Dorfbewohner aus Lụa
dorthin und brachten ihre Anliegen vor.
Am 11.  Juni  kam es  zu einem Zusam-
menstoß mit der Polizei, fünf Menschen
wurden verhaftet.  Zwei von ihnen wur-
den später in einer Gerichtsverhandlung
zu  zwei  Jahren  Gefängnis  verurteilt.
Aber auch danach  hörten bis zum Ende
des Jahres 2009 die Proteste sowohl im
Dorf  als auch in der Stadt nicht auf.

In der Zeit wurde der Distriktvorsit-
zende  schwer  krank  und  starb.  Sein
Nachfolger  vertrat  eine  härtere  Haltung
und bestärkte damit auch die dörflichen
Behörden.  Er  kam  Anfang  2009  nach
Lụa. In Verhandlungen mit den örtlichen
Parteimitgliedern  gelang  es  ihm, sie  zu
bewegen,  der  Enteignung zuzustimmen,
auch  diejenigen,  die noch  dagegen wa-
ren.  Also erhielten  alle  Parteimitglieder
im Lauf des Jahres ihre Entschädigung,
versuchten allerdings, dies möglichst vor
den anderen Bewohnern geheim zu hal-
ten.

Parallel  dazu  liefen  Bemühungen
der Immobilienfirma, die restlichen Be-
wohner zur Annahme der Entschädigung
zu bewegen. Zu diesem Zweck schickte
man  Leute  ins  Dorf,  die  als  Vermittler
oder als Käufer für die Serviceländereien
auftraten – obwohl sie diese ja noch gar
nicht zugesprochen erhalten hatten. Die
Makler kamen zuerst zu den armen Fa-
milien, vor allem solchen, deren jüngere
Mitglieder etwa beim Spiel Schulden ge-
macht hatten. Sie boten sehr hohe Preise
an  zwischen  500  und  600  Millionen
Dong für Stücke von 18 qm. Die Bewoh-

ner nannten  diese  Versuche  „Luftge-
schäfte“5.  Trotzdem  bewegte das Ange-
bot weitere Dorfbewohner, doch der Ent-
eignung  zuzustimmen,  die  Entschädi-
gung und die Zuweisung des Servicelan-
des anzunehmen, und dieses zu verkau-
fen. So vergrößerte sich die Zahl derjeni-
gen, die zustimmten. Da viele ihre Ent-
scheidung  geheim  hielten,  gab  es  eine
Spaltung  und  gegenseitiges  Misstrauen
innerhalb vieler Familien. 

Gegen  Ende  des  Jahres  2009  be-
schleunigte die  Regierung diesen Erosi-
onsprozess unter den Widerständlern, in-
dem sie denen, die noch nicht aufgege-
ben hatten,  eine Frist  von einer  Woche
setzte, in der noch Entschädigungen be-
zahlt  würden.  Wer sich bis  dahin  nicht
melde,  dessen Geld gehe  in die Staats-
kasse,  von der es immer noch angefor-
dert  werden  könne,  aber  nur  in  einem
langen, bürokratisch komplizierten Akt.

Es  gab  Gerüchte,  als  Serviceland
würde man, wenn man jetzt der Enteig-
nung zustimme, Boden in einer besseren
Gegend erhalten, den man sehr viel teu-
rer verkaufen könne. Sie trugen ihr Teil
dazu bei, dass der Widerstand in Lụa ein
Ende fand, wenn auch einige wenige den
Kampf auch in den folgenden acht Jah-
ren nicht aufgaben.

Eine prekäre Normalität

Die wissenschaftliche Studie, die diesem
Bericht zugrunde liegt, wurde 2017 ab-
geschlossen. Von 2009 bis dahin hat die
Autorin die Ereignisse in Lụa weiter ver-
folgt  und  daraus  den  Schluss  gezogen,
dass dies ein wirklich beispielhafter Fall

5 dịch vụ hơi
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war  und  ist.  Denn  ein  anderer  Prozess
war  mit  dem Ende  des  offenen  Wider-
stands in Lụa keineswegs abgeschlossen.
Einmal  hatten  einige  Bauern  auch  acht
Jahre  danach  ihr  Land  nicht  verkauft.
Das  tägliche  Zusammenleben  von  die-
sen, die vielleicht ihr Nachgeben bereu-
ten,  mit  denjenigen,  die  die  Entschädi-
gung  erhalten  hatten,  war  immer  noch
schwierig, es nahm die Form einer Spal-
tung an. Und zwar einer Spaltung nicht
nur  zwischen  Befürwortern  des  Wider-
standes und deren Gegnern. Denn dessen
Verlauf hatte schon von Beginn an den
Charakter einer grundsätzlichen Gegner-
schaft  zu  Regierung  und  Partei.  Trotz-
dem hat die Tatsache,  dass die Urbani-
sierung  durch  staatliche  Institutionen
durchgesetzt und weitergetrieben wurde,
nur in ganz wenigen Fällen zu einer poli-
tischen Bewegung geführt.

Der Grund dafür ist, dass die Spal-
tung  sich  auf  einer  eher  unpolitischen,
moralischen  Ebene  abspielte.  Zwar
brachten  die  Begleiterscheinungen  der
Urbanisierung Teile der Bauernschaft in
Gegnerschaft zu den örtlichen und zen-
tralen Behörden, aber es gab auch Risse
im  Dorf  selbst.  Bei  gesellschaftlichen
Gelegenheiten, Trauerfeiern oder Hoch-
zeiten  gab  es  häufig  heftige  Diskussio-
nen über die Enteignungen. Überzeugte
Anhänger  des  Widerstandes beschimpf-
ten und beschuldigten diejenigen, die das
Entschädigungsgeld einsteckten, sie hät-
ten sich von der Regierung korrumpieren
lassen,.

Die häufig erzählte Geschichte von
einem von ihnen, dem Vorsitzenden des
Volkskomitees,  der  an einer  Hochzeits-
feier  teilnahm,  kann  dies,  gleichgültig,

ob sie erfunden war oder nicht, illustrie-
ren. Kaum hatte er sich an den Tisch ge-
setzt, standen die dort Sitzenden auf und
gingen an einen anderen Tisch, und jeder
wusste sofort, warum. Ein älterer Mann
sagte in einem Interview:

„Die  Protestierenden  beschimpften
nur die lokalen Behörden,  aber die Be-
ziehungen der Bauern untereinander wa-
ren nicht mehr so wie zuvor.  Das kann
man nicht als Gesellschaftstratsch abtun,
als  Streit  außerhalb  der  Gemeinschaft
oder private Meinungsverschiedenheiten.
Denn die Folge war,  dass die Leute im
Dorf  auf  Abstand  zueinander  gingen,
sich isolierten.“6

Heute, Jahre nach dem offenen Pro-
test,  haben  sich  die  Beziehungen  zwi-
schen  den  Dorfbewohnern  weitgehend
wieder  normalisiert  –  aber  in  einigen
Fällen gibt es den Riss immer noch. Dies
betrifft die 36 Familien, die immer noch
eine  Protesthaltung  einnehmen.  Deren
Beziehungen  zum  Volkskomitee  sind
immer noch gespannt.  Aber sie werden
vom  Rest  der  Bevölkerung  nicht  mehr
mit  sozialer  Ächtung  gestraft  und  ihr
Recht  auf  Protest  wird  akzeptiert.  Die
Begegnungen auf Festen oder Hochzei-
ten  sind  wieder  einigermaßen  harmo-
nisch. Aber diejenigen, die immer noch
kritisch sind, unterscheiden sich von den
anderen  dadurch,  dass  sie  in  kleinen
Häusern  ein  ärmliches  Leben  führen
müssen. Bei ihnen hat ihre Teilnahme an
den Protesten zu einer Verschlechterung
ihres Lebensstandards  geführt, weil ihre
Aktionen sie Zeit und auch Geld gekos-
tet haben.

Die  kritische  Haltung  der  Dorflei-

6 Herr Du, 78 Jahre alt.
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tung und einiger Bewohner ihnen gegen-
über hält sie darüber hinaus davon ab, in
der  Gemeinde  bei  gemeinsamen  Arbei-
ten aktiv zu werden. Diese Entfremdung
hat sie dazu gebracht, Unterstützung au-
ßerhalb des Dorfes zu suchen, zum Bei-
spiel über das Internet. Sie sind dadurch
zum Beispiel auffallend gut über die Ge-
setze informiert.  Sie vernetzen sich mit
Protestbewegungen in anderen Dörfern.

Zusammenhänge und
Schlussfolgerungen

In  den  Jahrzehnten  nach  den  Wirt-
schaftsreformen der 1980er Jahre haben
sich die Städte und Landschaften  Viet-
nams dramatisch  verändert.  Ganz  Viet-
nam hat in dieser Zeit eine schnelle Ent-
wicklung zur Industrialisierung und Mo-
dernisierung durchlaufen. Als Folge des-
sen  hat  zunächst  kaum  merklich  über
viele Jahre hinweg eine Urbanisierung in
einigen  ländlichen  Gebieten  stattgefun-
den. Sie basierte auf einer intensivierten
und expandierenden Landwirtschaft und
der  Entwicklung  von  Handwerksbetrie-
ben,  begleitet  durch  die  Migration  von
Bauernfamilien auf der Suche nach einer
neuen Arbeit. Die eigentliche Urbanisie-
rung  wurde  in  den  1990er  Jahren  in
Gang  gesetzt  mit  den  Maßnahmen
„Nachverdichtung und Expansion“ oder
Urbanisierung durch „administrative In-
tegration“ sowie Einrichtung von Indus-
trieparks  und  neuen  Stadtgebieten.  Es
entstanden in der Peripherie von großen
Städten  wie  Hanoi  industrielle  Zonen,
wo früher vor allem Reis angebaut wor-
den war. In Anwendung des in der Ver-
fassung niedergelegten Rechts, Land für

die  „nationale  Verteidigung,  Sicherheit,
nationale und öffentliche Interessen und
die  Entwicklung  der  Wirtschaft  auszu-
weisen und zu enteignen“, haben lokale
Behörden landwirtschaftliche Flächen an
Entwickler übereignet.

In  den  Jahren  von  2001  bis  2005
hat der Staat auf diese Weise 366.400 ha
Land  umgewidmet.  2010  stieg  diese
Zahl  schon  auf  745.000  ha  und  betraf
etwa 9 Millionen Bauern, also etwa ein
Zehntel der Bevölkerung. Allein in Ha-
noi  konvertierte  die  Stadtverwaltung
etwa 5.500 ha Land in Areale für 957 ur-
bane Projekte. Die Auswirkungen hatten
schwerwiegende  Konsequenzen  für  die
Lebens-  und  Arbeitsbedingungen  von
über  138.000  Familien,  von  denen
41.000 als Bauern klassifiziert waren.

Forschungen zur Urbanisierung ha-
ben in diesem Zusammenhang eine Rei-
he von Problemen untersucht, die vor al-
lem dann entstanden, wenn der Prozess
der Urbanisierung in der städtischen Pe-
ripherie  stattfand.  Denn da hatte  er  be-
sonders  einschneidende  soziale  Folgen:
wachsende  Einkommensunterschiede,
arbeitslose Bauern, die in der städtischen
Wirtschaft keine Arbeit finden, Streitig-
keiten über Ländereien und teilweise ge-
walttätige Proteste gegen die Behörden.
Diese  Studien  haben  sich eher  auf  den
Ablauf von Gewalttätigkeiten und deren
Gründe konzentriert und damit nicht im-
mer die Komplexität dieser Vorgänge er-
fasst. Sie sahen nur Bauern, die sich ge-
gen Enteignung zur Wehr setzten, haben
sich auf die politische Seite konzentriert
und die soziale Seite vernachlässigt. Au-
ßer Acht blieben so auch die Dorf-inter-
nen Konflikte über die Politik der Urba-
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nisierung.
Die  Verfasserin  verweist  auf  die

fast in allen Fällen zu beobachtende un-
terschiedliche,  aber  ähnliche  Reaktion
auf die Eingriffe der Regierung.

Sowohl  in  Lụa,  als  auch  in  den
meisten anderen Fällen in ganz Vietnam
hat sich etwa die Hälfte der Betroffenen
öffentlich gewehrt. Nur wenige von ih-
nen,  die  anfangs  sagten,  sie  seien  zum
Kampf bereit,  haben durchgehalten.  Sie
waren auf ihre eigenen Ressourcen ange-
wiesen. Sie suchten keine Unterstützung
bei Intellektuellen, Rechtsanwälten oder
anderen  Personen,  die  sich  besser  mit
den  Gesetzen  auskannten  als  sie.  Ihre
Stärke  war  ihre  große  Anzahl  und ihre
Bereitschaft zur Auseinandersetzung und
zum Streit mit den lokalen Behörden und
allen anderen, die gegen sie waren. Am
Ende unterlagen sie.

Dazu beigetragen hat auch die Poli-
tik der Regierung, die nicht klar und ver-
ständlich, oft sogar widersprüchlich war.
Und auch diejenigen, die real kein Land
verloren  hatten,  litten unter  den Verän-
derungen  des  Lebens  auf  dem  Lande.
Urbanisation und Landenteignung waren
aber nicht für alle Bauern eine Tragödie.

Die 36 Familien in Lụa, die weiter-
hin  protestieren,  sind  inzwischen  eine
Minderheit  gegenüber  denjenigen,  die
den Prozess der Urbanisierung unterstüt-
zen – und sei es begleitet von einer ge-
wissen Resignation. Obwohl die Protes-
tierenden in  Lụa  zu keiner Zeit die Ab-
sicht  hatten,  auf  Gemeindeebene  die
Macht an sich zu reißen,  haben  sie die
Behörden für eine gewisse Zeit stark un-
ter Druck gesetzt. 

Auch in dieser Hinsicht ist  Luạ  ein

Beispiel für einen Vorgang, der nicht nur
in Vietnam als notwendig erscheint und
auf Widerstand stößt. Die Proteste lassen
sich  mit  der  einfachen  Formel  „Unter-
drückung  der  Machtlosen“  oder  der
„Theorie des rechtmäßigen Widerstands“
weder  umfassend  beschreiben  noch  er-
klären.

Dafür  sind  diese  Auseinanderset-
zungen viel zu sehr nur das Symptom ei-
ner  durch die Bevölkerungsentwicklung
entstandenen Problematik,  mit  der  sehr
viele und vor allem die sich industriali-
sierenden Länder zu tun haben. 

Denn in den vergangenen drei Jahr-
zehnten haben vor allem Länder in Süd-
ostasien  eine  dramatische  Veränderung
erlebt,  was  das  Leben  auf  dem  Lande
und  die  sozialen  Verhältnisse  dort  an-
geht.  Wirtschaftswachstum,  Industriali-
sierung,  Urbanisierung  und  Globalisie-
rung haben dazu geführt,  dass zum Er-
reichen  dieser  Ziele  viel  Land  benötigt
wurde. Dieser Bedarf konnte nur selten
durch Rodungen oder Brachland gedeckt
werden. Deshalb war die Inanspruchnah-
me von landwirtschaftlich genutzten Fel-
dern unausweichlich.

Und dies hat auch in anderen Län-
dern zu Protesten und Unruhen geführt.
Als in Indien in der ersten Dekade dieses
Jahrhunderts  „Spezielle  Wirtschaftszo-
nen“ eingerichtet wurden, waren die Pro-
teste so intensiv, dass von einem „Land-
krieg“ die Rede war. Auch im Falle Chi-
nas  wurden  zwischen  1987  und  2003
zehn bis zwölf Millionen ha. Land um-
gewidmet, d.h. für die urbane Expansion
enteignet,  was  etwa  einem Zehntel  der
gesamten Fläche des für landwirtschaftli-
che oder andere Zwecke bereits genutz-
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ten Landes, entspricht. Der Entzug ihrer
Bestimmung als Anbauflächen für indus-
trielle Nutzung oder innerstädtische Aus-
dehnung  zwang  zwischen  60  und  75
Millionen  Menschen  in  China,  ihre
Wohnorte  zu  verlassen.  In  der  ganzen
südostasiatischen Region basierten diese
Veränderungen vorwiegend auf der Ent-
eignung  und  Vertreibung  und  waren
überall die Ursache für immer explosive-
re und weit verbreitete soziale Unruhen,
in China seit Ende der 1990er Jahre.

In diesem Zusammenhang verweist
die Verfasserin weiterhin auf eine allge-
meine  Berechtigung  eines  solchen  Wi-
derstandes  aufgrund  der  „Theorie  des
rechtmäßigen Widerstands“ (rightful  re-
sistance).  Sie  wurde  1996  zum  ersten
Mal  formuliert  von  Kevin  J.  O‘Brien7

und  hatte  großen  Einfluss  auf  die  Be-
handlung, Erklärung und Bewertung von
Ereignissen  im  Rahmen  der  Urbanisie-
rung8. 

Die  Theorie  beruht  auf  der  Be-
schreibung eines populären Streits gegen
den  Staat,  in  dem schwachen  Bevölke-
rungsgruppen  (Bauern)  gewaltlose  Me-
thoden  zu ihrer  Verteidigung  benutzen,
indem sie ihre institutionellen oder juris-
tischen  Forderungen  an  die  regionalen
Behörden richten. Wenn das nichts hilft,
rufen sie höhere Instanzen zu Hilfe. Die-
se  Vertreter  des  rechtmäßigen  Wider-
standes versuchen,  die Aufmerksamkeit
der  Eliten  auf  sich  zu  ziehen  und  ihre
Proteste  sind  offen  und  öffentlich.  Sie
nutzen die Gesetze des Staates, seine po-

7 in der US-amerikanischen Zeitschrift  World Po-
litics, Oktober 1996, S. 31-35.

8 O‘Brien  hat  sie  zusammen  mit  Lianjiang  Li
2006 vor allem mit Blick auf China konkretisiert.

litischen  Mittel  und  seine  Rhetorik.  Im
Grunde gehen sie und geht auch die The-
orie vom rechtmäßigen Widerstand, von
einer über den Gesetzen stehenden mora-
lischen Berechtigung aus, einem Grund-
recht auf Widerstand, wenn Staaten das
Leben  ihrer  Bewohner  in  ungerechter
Weise einschränken.

Aber wenn man diese Theorie,  die
eine  Bewertung  enthält,  ausschließlich
zugrunde  legt,  dann  geraten  bestimmte
Begleiterscheinungen nicht mehr in den
Blick.  Denn  das  führt  dazu,  dass  jede
Sprengung  der  von  dieser  Theorie  ver-
tretenen  Grundsätze  (wie  etwa  die  Ge-
waltlosigkeit)  nicht  mehr  erklärt,  son-
dern  nur  noch  verurteilt  werden  kann.
Dies  wird  wichtig,  wenn  man zu  einer
adäquaten Darstellung jener  Grenzüber-
schreitungen kommen will,  die es auch
gelegentlich wie in Lụa, aber dann in im-
mer  größerem  Maß  bis  heute  gibt,  so
etwa  in  dem  aktuellen  Fall  von  Đồng
Tâm.
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Konflikte über Landnutzung
Beispiel 2: Die Gemeinde Đồng Tâm 

Günter Giesenfeld
„Respektiere das Volk,

bleibe immer beim Volk,
verstehe das Volk 

und lerne vom Volk“
Ho Chi Minh

Für die Behandlung dieses, erst im September 2020 vorläufig abge-
schlossenen Falls liegt keine entsprechende Studie vor, wir können ihn
hier ausschließlich durch die Auswertung von Artikeln aus der vietna-
mesischen, internationalen Presse und dem Internet darstellen. Dass 
der Rückgriff auf den wissenschaftlich untersuchten Fall Lụa nützlich 
ist, erweist die Tatsache, dass die Presseberichte hier eine erstaunliche
Ähnlichkeit mit dem Fall Đồng Tâm belegen. Beide Orte liegen auch 
nicht weit voneinander entfernt. Der neue Fall unterscheidet sich je-
doch dadurch grundlegend, dass eine bislang nicht beobachtete Eska-
lation von Gewalt erfolgte.

Im Südwesten  von Hanoi,  nahe  der
Grenze zur Provinz Hoa Binh und im Di-
strikt  Mỹ Đức liegt  die Gemeinde Đồng
Tâm. Sie gehört,  wie die Franzosen sa-
gen  würden,  zur  Banlieue  der  Haupt-
stadt, ist aber noch ländlich geprägt,  es
wohnen  dort  vor  allem  Bauern  und
Handwerker. In den 1980er Jahren über-
trug die Regierung eine Bodenfläche von
50,3 ha, die zum Dorf gehörte, dem Ver-
teidigungsministerium, genauer der Luft-
waffe zur Nutzung. Es sollte dort ein Mi-
litärflughafen gebaut werden.

Aber  es  geschah  zunächst  nichts,

und  zwar  jahrelang.  Da  bauten  Bauern
mit  Genehmigung  ihres  Volkskomitees
dort  Häuser  und  legten  Äcker  an.  Erst
2015 beauftragte das Ministerium die zur
Armee gehörige Firma Viettel damit, das
Gelände  für  Bauarbeiten  vorzubereiten.
Es sollte dort  nicht mehr ein Flughafen
sondern  eine  Basis  für  die 28.  Brigade
der Luftwaffe gebaut werden.  Dies war
nach Berichten in der Presse1 kurz zuvor

1 So gekennzeichnete  Angaben stammen aus der
Zeitung  Viet Nam News (VNS), die ihrerseits oft
Artikel und Meldungen der vietnamesischsprachi-
gen Presse übernimmt.

  Hier VNS online vom 27.3.2015 
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von der Regierung beschlossen worden.
Gespräche mit  den Bewohnern des Ge-
ländes und der Gemeinde waren erfolg-
los gewesen, sie wehrten sich gegen die
Vertreibung, weil sie sich darauf berufen
konnten,  das  Land  vom  Volkskomitee
der Gemeinde legal zugeteilt bekommen
zu haben. Auch Gespräche auf kommu-
naler Ebene und mit jeder einzelnen Fa-
milie änderten nichts an dieser ablehnen-
den  Haltung.  Die  Bewohner  weigerten
sich, eine Verpflichtung zu unterschrei-
ben,  das  nunmehr  militärische  Gelände
zu räumen und nicht mehr zu betreten.

Im Jahre 2017 organisierten die Be-
wohner, wie es in der Presse hieß, „Akti-
vitäten, die die Ordnung in der Gegend
störten“2, vor allem weil inzwischen die
Firma  Viettel begonnen  hatte,  um  das
Gelände eine Mauer zu errichten. 

Die Polizei in Hanoi und das Ver-
teidigungsministerium  reichten  Klage
ein  wegen  „Störung  der  öffentlichen
Ordnung“. Gleichzeitig besuchten Beam-
te aus der Hauptstadt das Dorf und ver-
suchten,  mit  den  Bewohnern  zu  spre-
chen,  wurden  von  diesen  aber  be-
schimpft  und vertrieben.  Am 15.4.2017
kam die Polizei mit einer Hundertschaft,
um die Bewohner mit Gewalt zu vertrei-
ben.  Dabei  wurde  der  Ortsvorsteher  Lê
Đình  Kình  verletzt  und  verhaftet.  Dar-
aufhin  drängten  die Bewohner  38  Poli-
zisten  in  eine  Scheune  und  hielten  sie
dort fest.

Die  Staatsanwaltschaft  von  Hanoi
hob  am  21.4.2017  die  Verhaftung  auf
und der 82 Jahre alte Kình wurde entlas-
sen, weil er „sein falsches Verhalten zu-

2 Zitate nach: VNS 19.4.2017

gegeben“ habe3 und nicht vorbestraft sei.
Kình war während der Haft in ein Kran-
kenhaus  gebracht  worden.  Drei  andere
zusammen mit  ihm verhaftete  Personen
wurden ebenfalls freigelassen. Als Reak-
tion  darauf  ließen  die  Bewohner  des
Dorfes auch jemanden frei, nämlich den
Stellvertretenden  Leiter  der  örtlichen
Bildungskomitees  des  s  von  Mỹ  Đức,
Đặng Văn Cảnh und zwar aus „gesund-
heitlichen Gründen“, wie er der lokalen
Presse mitteilte: „Ich wurde während der
Geiselnahme gut behandelt,  ebenso wie
die anderen Festgehaltenen.“4

Der Vorsitzende des Volkskomitees
(Oberbürgermeister) von Hanoi, Nguyễn
Đức Chung, nahm die Sache nun persön-
lich  in  die  Hand und lud Vertreter  der
Gemeinde zu einem Gespräch ein. Nach
diesem Gespräch erklärten sich die Be-
wohner  bereit,  auch  die  restlichen  Gei-
seln freizulassen.

Bei  diesem Gespräch  wiederholten
und bekräftigten sie die acht wichtigsten
ihrer  21 Petitionen.  Sie bedauerten ihre
gesetzeswidrigen Aktionen und drückten
ihre Hoffnung aus, dass die zuständigen
Behörden  und  der  Oberbürgermeister
wegen ihrer Gewaltaktion keine Anklage
erheben würden.

Aber sie verlangten weiterhin, dass
die  Viettel-Gruppe ihre Bauarbeiten ein-
stellen  solle,  bis  alle  Fragen  über  die
Nutzungsrechte geklärt seien. Der Ober-
bürgermeister  informierte  die  Delegier-
ten  der  Gemeinde  darüber,  dass  die
Stadtverwaltung schon am Tag zuvor be-
schlossen  habe,  die  Nutzung  des  ur-
sprünglich  für  den  Miếu  Môn-Militär-

3 VNS 22.4.2017
4 Ebda.
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flughafen  vorgesehenen  Geländes  um-
fassend  untersuchen  zu  lassen.  Diese
Klärung  werde  unter  Mitwirkung  und
Kontrolle durch Abgeordnete der Natio-
nalversammlung  und  Regierungsbeamte
erfolgen.  Auch Vertreter  der  Gemeinde
sollten an der Untersuchung mitwirken5.
Innerhalb  45  Tagen  werde  sie  abge-
schlossen sein und das Ergebnis der Ge-
meinde mitgeteilt. Er bat die Gemeinde-
behörde,  ihnen  vorliegende  Dokumente
in dieser Sache für die Untersuchung zur
Verfügung zu stellen..

Aber der  Prozess gegen die Ange-
klagten wurde weiter betrieben. Sie hät-
ten,  so  das  Gericht,  „Gewalt  ausgeübt“
und  dabei  „illegalerweise  ernsthafte
Konsequenzen  hervorgerufen“6.  Unter
den  Angeklagten  befand  sich  auch  ein
ehemaliger Vorsitzender des Volkskomi-
tees, ein Sekretär der  Kommunistischen
Partei (KP) und der Polizeichef der Ge-
meinde sowie andere  Beamte.  Sie wur-
den  beschuldigt, in den Jahren 2002 bis
2013 illegalerweise  mehreren  lokalen
Familien  Land  zugewiesen  und  ihnen
entsprechende Dokumente ausgestellt zu
haben. 

Die  ganze  Angelegenheit  hatte  in-
zwischen  in  den  lokalen  Medien  für
Schlagzeilen gesorgt, vor allem die Gei-
selnahme  war  ein  Vorgang,  der  zuvor
noch nie passiert war. 

Die Inspektion der  Nutzungsbedin-
gungen  für  das  Land  in  der  Gemeinde
Đồng Tâm ergab, dass der geplante Mili-
tärflughafen  236  ha  Fläche  benötigen
würde und für die Phase II der Planung
noch um 28,7 ha vergrößert worden sei.

5 Wörtlich: „co-supervise“ 
6 VNS 6.7.2017

Dies sei eine Entscheidung des Premier-
ministers gewesen und getroffen worden,
weil dieses Land für die Landwirtschaft
nicht geeignet sei. Und überhaupt sei das
ganze Gelände schon seit  1981 für  den
vorgesehenen Flugplatz von den Vertei-
digungsstreitkräften  verwaltet  worden.
In  dieser  Zeit  seien  jedoch  durch  lang
andauernde  Vernachlässigung  (laxity)
sowohl  der  Militärverwaltung  als  auch
der  örtlichen  Behörden  die  erfolgten
Verletzungen  des  militärischen  Nut-
zungsrechts begünstigt worden.7

Die für das Projekt zuständigen Mi-
litärbehörden  hätten  angesichts  dessen,
dass nichts passierte, jahrelang befristete
Verträge  mit  dem  Volkskomitee  von
Đồng  Tâm  geschlossen,  die  eine  land-
wirtschaftliche Nutzung des brachliegen-
den  Bodens  erlaubten.  Diese  Verträge
seien  im  Jahre  2012  ausgelaufen,  aber
die Bauern hätten das Gelände weiterhin
landwirtschaftlich  genutzt.  Das  Militär
habe  die  Bauern  aber  nicht  vertrieben,
denn diese hätten dieses Land schon vor
1980 bebaut.  Ja,  sie hätten sogar zuge-
lassen,  dass  diese  noch  weitere  Felder
übernahmen, diese selbst bebauten oder

7 VNS 26.7.2017
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weitergaben an andere Nutzer, ohne dass
gegen diese Aktivitäten irgend etwas un-
ternommen worden wäre. Das Volksko-
mitee habe alle diese illegalen Vorgänge
erlaubt oder geduldet. 

Im Februar  2017 begann  dann  die
Firma  Viettel mit  den  Bauarbeiten,  und
das  Volkskomitee,  das  inzwischen  auf
die  juristische  Lage  aufmerksam  ge-
macht worden war, warnte die Bewohner
des Geländes, dass sie das dem Verteidi-
gungsministerium  gehörende  Land  zu
räumen hätten. Diese befolgten die Auf-
forderung  nicht  und  führten  dort  sogar
weitere private Bauarbeiten durch.

Auf der Grundlage dieser Tatsachen
wurden die lokalen Behörden aufgefor-
dert, alle diejenigen Dokumente für un-
gültig zu erklären, die Landrechte bestä-
tigten  und  vom  Volkskomitee  illegal
ausgestellt worden waren. Die daran be-
teiligten  Beamten  sollten  jetzt  bestraft
werden. Acht von ihnen wurden erst mal
aus  der  kommunistischen  Partei  ausge-
schlossen, weitere wurden ermahnt.

Am 8. 8. 2017 wurde der Prozess in
erster  Instanz beim Mỹ Đức-Distriktge-
richt eröffnet.  Nach  zweitägiger  Ver-
handlung verhängte das Gericht  Strafen
gegen alle Angeklagten, die sich auf 24
bis 78 Monate Gefängnis beliefen,  teil-
weise jedoch auf Bewährung ausgesetzt
wurden.8 

Ein  Appellationsgericht  korrigierte
die Urteile dieses Prozesses am 17. Au-
gust 2018. Die Strafen wurden insgesamt
unterschiedlich, im Durchschnitt um ein
Drittel gesenkt und zum großen Teil auf
Bewährung ausgesetzt.  Als Begründung
führte das Gericht  an,  dass beim ersten

8 VNS 10.8.2017

Prozess alle Angeklagten ihre Verfehlun-
gen  zugegeben  hätten.  Nur  Phạm  Hữu
Sách,  der  frühere  Leiter  der  Abteilung
für  Natur-Ressourcen  und  Umwelt  des
Distrikts Mỹ Đức,  der  zu  24  Monaten
verurteilt worden war, wird seine Strafe
absitzen müssen.9 Damit schien die An-
gelegenheit vorläufig abgeschlossen.

Es gibt in der damaligen Presse kei-
nen  Hinweis  darauf,  ob  die  Bewohner
des Militärgeländes dieses verlassen ha-
ben. Aber der begonnene Bau der Mauer
diente ja nur dem Schutz des Geländes,
nicht  seiner  praktischen  Nutzung.  Eine
militärische  Nutzung  konnte  deswegen
durch  die  weitere  landwirtschaftliche
Nutzung auch noch nicht behindert wer-
den. Nichtsdestotrotz war der Fall damit
nicht abgeschlossen, obwohl eine friedli-
che Lösung offenbar von beiden Seiten
gewollt  wurde,  weshalb  man  anschei-
nend die weitere Anwesenheit  der „Be-
setzer“ vorerst stillschweigend duldete.

Lehren?

„In  Vietnam  sind  die  Politiker  immer
noch weitgehend unbekannt bei den ein-
fachen Leuten.  Die Politiker  begründen
das damit, dass sie dazu keine Zeit hät-
ten. Konferenzen, Reisen und ein ständig
voller Terminkalender machten es ihnen
unmöglich, sich mit den Bürgern zu tref-
fen. So sind Politiker in den meisten Fäl-
len diesen nur aus den Medien bekannt.

Das erscheint verständlich, schließ-
lich bekleiden sie wichtige Posten, in de-
nen  sie  letztlich  für  das  Volk  arbeiten,
und dieses hat ihnen ja ihr Vertrauen bei
den Wahlen geschenkt.

9 VNS 18.8.2018
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Trotzdem: Ich kann nicht einsehen,
wie sie ihre Wähler behutsam und wirk-
sam in die richtige Richtung führen sol-
len, wenn sie nicht wissen, was diese da,
wo sie wohnen, am meisten für ihr all-
tägliches  Leben  benötigen.  Eine  Erhe-
bung der Nationalversammlung, in deren
jüngster  Sitzung  im  November  diese
Klagen zur Diskussion standen, nachdem
ein  Regierungsbericht  darüber  erschie-
nen war, ergab, dass unter den wenigen
Leitern  von  Volkskomitees,  die  sich
2018 regelmäßig mit den Bewohnern ge-
troffen haben, die meisten nur ihre Stell-
vertreter dorthin geschickt hatten. Und in
vielen Gemeinden gab es überhaupt kei-
ne Treffen mit den Bürgern.

Dem selben Regierungsbericht  war
zu entnehmen, dass die Anzahl der Peti-
tionen  und  Anzeigen,  die  von  Bürgern
eingereicht wurden, um 11,8 % im Ver-
gleich  zum  Vorjahr  gestiegen  ist.  Die
meisten  Petitionen,  die  von  sehr  vielen
Personen  eingereicht  wurden,  betrafen
Landrechte und Landnutzung.“10

Auch auf dem 7. Kongress des viet-
namesischen  Bauernverbandes,  der  im
Dezember 2018 stattfand, stellte der Ge-
neralsekretär der Partei und Staatspräsi-
dent Nguyễn Phú Trọng fest, dass einige
Beamte sich nicht um die Gedanken und
Erwartungen der Bauern kümmerten.

Denn  schließlich  gibt  es  seit  No-
vember 2013 ein Gesetz, das alle Staats-
bediensteten dazu verpflichtet, den Kon-
takt  mit  den  Bürgern  zu  pflegen.  Es
schreibt vor, dass „der Leiter einer Pro-
vinz  sich  mindestens  einmal  im Monat
mit  seinen  Wählern  treffen  muss,  der

10 Zitat  aus  einem  Kommentar  von  Nguyễn
Khánh Chi in der VNS vom 15.12.2018

Leiter  einer  Gemeinde  zumindest  jede
Woche einmal. Minister und Leiter von
Institutionen  auf  Ministerebene  müssen
ebenfalls einmal im Monat für die Bür-
ger direkt zu sprechen sein.“11

In dem Artikel wird ein Beispiel aus
dem Süden angeführt: Das neue Urbani-
sierungsprojekt  Thủ  Thiêm in  Ho  Chi
Minh-Stadt, das im Jahre 1996 vom Pre-
mierminister  beschlossen  worden  war.
„Viele Jahre lang mussten die betroffe-
nen  Bewohner  unzählige  Eingaben ma-
chen und sich über Eingriffe und illegale
Räumungen  beklagen.  Nur  direkte  Ge-
spräche auf oberster Ebene zwischen der
Stadtverwaltung und Vertretern der Bür-
ger, die schließlich im April 2018 statt-
fanden, trugen dazu bei, den Konflikt zu
lösen.“

Welche Lehren kann man aus dieser
Affäre ziehen? Kurz gesagt: „Der Dialog
sollte  als  die  wichtigsten  Methode  er-
kannt werden, mit Forderungen und Peti-
tionen umzugehen, und die Funktionsträ-
ger  sollten  diesen  Dialog  ernsthaft  und
konstruktiv führen.“

Es scheint,  dass bis zu dieser  Zeit
solche Konflikte mit dem beiderseitigen
Willen zu einer Einigung behandelt und
durch  Kompromisse  geschlossen  wur-
den.  Letztlich  sind  sie  dem  Grundsatz
verpflichtet, den Ho Chi Minh formuliert
hat  (siehe  das  Motto  dieses  Artikels).
Abgewandelt könnte er lauten: nicht ge-
gen  das  Volk,  sondern  mit  ihm.  Es
kommt allerdings oft  vor,  dass die Ge-
richte, die für die Befolgung der Gesetze
sorgen  müssen,  solche  außergerichtli-
chen Einigungen verhindern. 

11 Dieses und folgende Zitate ebda.
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Gesetzeskorrekturen

Deshalb  wurde  nicht  nur  in  Bezug  auf
das  Verhalten  von  Politikern  in  dieser
Zeit angesichts der Häufung von Streit-
fällen um die Landnutzung offiziell über
die  einschlägigen  Gesetze  nachgedacht.
Vor  allem das Landnutzungsgesetz  von
2003 und seine Novellierung von 2013
wurde zum Gegenstand  von Diskussio-
nen. Offenbar ist jetzt eine weitere No-
vellierung geplant. Der Grund dafür wird
in einem Interview mit  Đặng Hùng Võ
deutlich,  dem  ehemaligen  Vizeminister
für Naturressourcen und Umwelt12:

„Ja, die Verzögerung bei der Novel-
lierung  des  Gesetzes  hat  dazu  geführt,
dass  viele  noch  anhängige  Projekte  für
eine lange Zeit nicht weiterverfolgt und
dadurch entstandene Konflikte nicht ge-
löst  werden  konnten.  Genehmigte  Bau-
vorhaben  stagnierten  12  oder  sogar  24
Monate.  Nach  dem  Gesetz  von  2003
bzw. 2013 kann der Staat in solchen Fäl-
len  das  Landnutzungsrecht  und  schon
entstandene Teilbauten gegen Entschädi-
gung  des  Investors  abzureißen.  Diese
Regelung steht aber in Konflikt mit der
vietnamesischen  Verfassung  von  2013,
die den  Staat  zum Schutz  von Investo-
ren-Eigentum verpflichtet.

Eine andere Quelle von Klagen und
Prozessen  betrifft  die  Begründung  der
Zuschreibung von Land durch den Staat,
die im Gesetz folgendermaßen festgelegt
ist:  sie  muss  ‚der  sozioökonomischen
Entwicklung‘,  oder  einem  ‚nationalen
und  öffentlichen  Interesse  dienen‘.  Da-

12 In der Zeitung Diễn Đàn Doanh Nghiệp (Busi-
ness Forum), nachgedruckt in VNS am 28.4.2020.
Hieraus die folgenden Zitate. 

mit sind Infrastrukturprojekte – die meis-
ten Fälle – abgedeckt, aber das ‚nationa-
le Interesse‘ ist in dem Gesetz nicht nä-
her definiert, so kann es verschieden in-
terpretiert werden.“

Die  Novellierung  des  Gesetzes
müsse infolgedessen zwei  Bedingungen
erfüllen:  „Erstens muss es klar,  spezifi-
ziert und einfach sein. Zweitens: Es soll-
te nicht zu einer Kluft führen wegen des
Gewinns,  der  mit  einer Investition  in
Land  erzielt  werden  kann.  Bei  steigen-
den Bevölkerungszahlen gehen die Prei-
se nach  oben,  bei  den  staatlichen  Sub-
ventionen wird das aber oft bei der Fest-
legung der Entschädigungssummen nicht
in  Betracht  gezogen.  Das  Gesetz  muss
vorschreiben,  dass  in  diesem Sinne die
jeweilige  Situation  zu  berücksichtigen
ist.“

Vor  allem  aber  sei  es  notwendig,
das Gesetz  anzupassen, weil es mit sehr
vielen  inzwischen  erlassenen  Gesetzen
kollidiere.  „Mindestens  sieben  Gesetze,
die zwischen 2013 und 2017 verabschie-
det worden sind, enthalten Vorschriften,
die mit dem Landgesetz von 2003 nicht
vereinbar sind. Zum Beispiel erlaubt das
Wohnungs-Gesetz von 2014,  dass Aus-
länder in Vietnam Häuser und Wohnun-
gen  kaufen  dürfen.  Diese  Bestimmung
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ist  ein  wichtiger  Teil  neuerer  Gesetze
über Freihandelszonen Vietnam-EU oder
die Trans-Pazifische Partnerschaft. Aber
auch  das  novellierte  Landgesetz  von
2013  gewährt  Ausländern  keine  Land-
nutzungsrechte.

Die Wende

Die  geschilderte  Schlichtung13 war  in-
dessen  nicht  das  Ende  des  Falls  Đồng
Tâm  Zwar  gab  es  einige  Monate  lang
keine  Berichte  mehr  in  der  Presse.  Es
darf  daraus geschlossen werden,  dass –
wie im Fall Lụa – eine prekäre Ruhe ge-
herrscht hat, aber die Sache politisch und
gesellschaftlich weiterhin nicht endgültig
geregelt war. 

Am  31.  Dezember  2019  gab  das
Verteidigungsministerium  den  Befehl,
nunmehr mit dem Bau einer Mauer um
das Gelände, das  seit anderthalb Jahren
von der Luftwaffe nicht genutzt worden
war,  zu beginnen.14 Am 9. Januar 2020
griffen einige protestierende Dorfbewoh-
ner Sicherheitsbeamte und Polizisten an,
die  die  Arbeiten  schützen  sollten.  Es
wurde berichtet, die Protestierenden sei-
en mit Handgranaten, Molotowcocktails
und  Klappmessern  bewaffnet  gewesen.
Nach ersten  Angaben  des  Ministeriums
endete der  Angriff  mit  vier  Toten:  drei
Polizisten und einer  der  Dorfbewohner.
Die „Angreifer“ seien verhaftet worden.
Das Ministerium gab weder die Anzahl
der Verhafteten noch den aktuellen An-
lass für den Protest bekannt.15

Die  „herzzerreißende“  Nachricht

13 die Züge eines Film-“Happy Ends“ aufweist.
14 VNS 10.1.2020
15 VNS 11.1.2020

löste in ganz Vietnam einen Schock aus,
denn bislang war es bei ähnlichen Aus-
einandersetzungen  niemals  zu  solchen
Gewaltausbrüchen gekommen. Anschei-
nend  hatten  diejenigen,  die  dieses  Mal
protestiert hatten, sich nicht mehr damit
begnügt, Beschwerden einzureichen und
den Dialog zu suchen. Das Ministerium
für  öffentliche  Sicherheit  forderte  die
Polizei auf,  die Sache der Staatsanwalt-
schaft  vorzulegen.  Der  Sprecher:  „Die
Sicherheit  und  die  öffentliche  Ordnung
in Miếu Môn sind wieder hergestellt. Die
Bewohner  sind  zu  ihren  normalen  All-
tagsbeschäftigungen  zurückgekehrt.  Die
Bauarbeiten  an  der  Mauer  werden wie
vorgesehen fortgesetzt.“16

Anklage wurde nun erhoben gegen
22 Personen, 20 wegen Mordes und zwei
wegen Widerstands gegen die Staatsge-
walt. 4 weitere Personen wurden wegen
illegalen Waffenbesitzes angeklagt.17

Am 15. Januar gab das Ministerium
für öffentliche Sicherheit weitere Einzel-
heiten  zu  den  Vorfällen  vom 9.  Januar
bekannt:

Nach den Protesten von 2017 habe
Lê Đình Kình, „Mitglied der kommunis-
tischen  Partei,  früherer  Ortsvorsteher
und respektierter Anführer der Gemein-
de und der Protestierenden (...) eine so-
genannte Konsensus-Gruppe gegründet –
eine radikale Vereinigung, die gegen die
Bemühungen  der  Regierung,  Bewohner
umzusiedeln,  vorging, obwohl viele Fa-
milien  die  Umsiedelung  bereits  akzep-
tiert hatten.“18

Die Lage  habe  sich  verschärft,  als

16 Ebda.
17 VNS 14.1.2020
18 Dieses und  folgende Zitate: VNS 16.1.2020

18 Viet Nam Kurier 2/2020
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im letzten Jahr die Untersuchungsergeb-
nisse  der  Regierung  ergaben,  dass  das
umstrittene  Land  legal  für  militärische
Zwecke  genutzt  werden  darf.  Im  No-
vember  2019  wurde  demgemäß  an  14
Familien,  die  sich  bereit  erklärt  hatten,
das Gelände zu verlassen, eine Entschä-
digung  bezahlt.  Die  Konsensus-Gruppe
habe Druck auf diese Familien ausgeübt
und die Dorfbewohner daran gehindert,
an einem Treffen mit Regierungsvertre-
tern  zu  den  Untersuchungsergebnissen
teilzunehmen. 

Außerdem  soll  die  Gruppe  damit
begonnen  haben,  Waffen  zu  sammeln,
die  Entführung  von  Mitgliedern  des
Volkskomitees  zu  planen  und Feuer  an
verschiedenen Stellen zu legen,  um die
Aufmerksamkeit  der  Öffentlichkeit  auf
sich zu lenken.

Als  die  Arbeiten  beginnen  sollten,
habe das Ministerium für öffentliche Si-
cherheit in Voraussicht etwaiger Proteste
Vorkehrungen getroffen, die Bauarbeiten
polizeilich abzusichern.  Aber man habe
keinerlei Absicht gehabt, Gewalt auszu-
üben. „Wir gingen nicht in das Dorf hin-
ein, um Verhaftungen vorzunehmen. Es

gab  überhaupt  keinen  Grund,  mit  Ver-
haftungen zu rechnen.  Obwohl  wir von
der Gefährlichkeit der  Konsensus-Grup-
pe  wussten,  haben  wir  uns  darauf  be-
schränkt,  höchstmögliche  Sicherheit  zu
garantieren“, so der Vizeminister für öf-
fentliche  Sicherheit,  Generalleutnant
Lương Tam Quang.

Der tödliche Zwischenfall ereignete
sich dann in dem Dorf Hoành, Gemeinde
Đồng  Tâm.  Den  Aussagen  Quangs  zu-
folge seien die Täter  vor der  Polizei  in
die  aneinandergrenzenden  Häuser  von
Lê  Đình  Kình  und  seiner  Familie  ge-
flüchtet und hätten sich dort verbarrika-
diert. Bei der Stürmung seien drei Poli-
zisten in ein tiefes Loch hinter den Häu-
sern gefallen. Kìnhs Enkel und sein Sohn
hätten Benzin in das Loch geschüttet und
angezündet  und  dadurch  die  Polizisten
getötet. Ein Zeuge habe ausgesagt, Kình
habe  damit  bewirken  wollen,  dass  die
Polizei das Dorf verlässt. 

In  der  folgenden  halben  Stunde
habe  die  Polizei  mehr  als  30  Personen
festgenommen und Waffen und Spreng-
stoff  beschlagnahmt.  Dabei  seien  Lê
Đình  Kình  getötet  und  sein  Sohn  Lê
Đình Chức verletzt worden. Als die Poli-
zei  in  sein  Haus  eindrang,  habe  Kình
eine  Granate  in  seiner  Hand  gehalten.
Nach  einem  späteren  Online-Bericht
vom 16.6.2020, aber unter Berufung auf
die  offizielle  vietnamesische  Nachrich-
tenagentur VNA. wurde er daraufhin von
den Polizisten erschossen.19

19 Auf der Seite vietnam explorer news channel
(https://vnexplorer.net/hanoi-29-involved-in-
dong-tam-disturbance-to-stand-trial-in-septem-
ber-a202085445.html) sowie in der VNS am 16.1.
2020
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Beziehungen zum Ausland?

Quang  äußerte  die  Vermutung, dass
„feindliche Organisationen und Elemen-
te – sowohl in- als auch ausländische –
der  sogenannten  Konsensus-Gruppe  ge-
holfen  und  sie  beraten“  hätten,  ihnen
zum  Beispiel  gezeigt  hätten,  wie  man
Molotowcocktails macht, und ihnen das
dazu benötigte Material besorgt hätten.

An der  so geäußerten  Haltung des
Generalleutnants gab es auch in Vietnam
Kritik,  vor  allem,  dass  ein  so  hartes
Durchgreifen  kurz  vor  dem  Tet-Fest
nicht gerade glücklich gewählt gewesen
sei.  Darauf  antwortete  dieser  auswei-
chend,  es  handle  sich  in  diesem  Fall
nicht  um  eine  gewaltsame  Enteignung.
Da sei es auch gerechtfertigt, die Arbei-
ten durch eine Mauer zu sichern.

Am selben  16.  Januar  2020 veröf-
fentlichte  die  BBC  online  einen  Be-
richt20,  der  geeignet  ist,  die  Darstellun-
gen  der  vietnamesischen  Presse  zu  er-
gänzen.

Vor allem wird in dem Bericht nach
den näheren Umständen der vier Todes-
fälle gefragt,  denn „Auseinandersetzung
über Bodenrechte sind in Vietnam alltäg-
lich, eskalieren aber selten so weit wie in
diesem  Fall.“  Die  Regierung  habe  die
Tötung  der  Polizisten  den  „Aufständi-
schen“  angelastet,  aber  die  Bewohner
sagten, die Polizei  habe „exzessive Ge-
walt ausgeübt“. Daran fällt auf, dass die
beiden  Aussagen  einander  ja  nicht  wi-
dersprächen.

Anscheinend war ein BBC-Reporter
an dem Tag der Auseinandersetzung vor

20 https://www.bbc.com/news/world-asia-
51105808

Ort (?), jedenfalls wird berichtet, was an-
geblich  „Dorfbewohner“  der  BBC  ge-
sagt21 haben sollen:

3.000 Polizisten und Sicherheitsper-
sonal seien an diesem Morgen ins Dorf
eingedrungen,  sie  hätten  Stöcke,  Knüp-
pel,  Gewehre,  Schilde  bei  sich  gehabt.
Sie hätten brennende Fackeln geworfen
und  Tränengas  versprüht,  die  Straßen
blockiert und auf Frauen und alte Men-
schen  eingeschlagen.  Ohne  Stellung  zu
nehmen,  zitiert  die  BBC auch  die  hier
bereits  wiedergegebene  Darstellung  des
vietnamesischen  Ministeriums  für  öf-
fentliche Sicherheit. Danach aber geht es
vor allem um den toten Lê Đình Kình. Er
sei  in  den  letzten  Jahren  überraschend
ein Gegner der Regierung geworden. Er
sei zum Führer einer Gruppe von Leuten
geworden,  die  sich  geschworen  hätten,
ihr  Leben  aufs  Spiel  zu  setzen  bei  der
Verteidigung  Bodens,  den  sie  als  ihren
ansähen. Was die drei Polizisten angeht,
so zitiert der Bericht wieder die Ausfüh-
rungen des Vizeministers, die wir schon
kennen, erwähnt jedoch nicht, dass sie in
eine  Grube gefallen  sind.  Hier  heißt  es
stattdessen: „Sie starben, nachdem sie in
Brand gesteckt worden waren.“ Und Lê
Đình Kình soll tot aufgefunden worden
sein, in der Hand eine Granate. Demge-
genüber  verwiesen  Familienmitglieder
des Toten auf Videoaufnahmen, die weit
verbreitet  worden  seien,  und  auf  denen
offensichtliche  Gewehrkugelwunden  zu
sehen seien. Aber dass Kình erschossen
worden ist, hatte ja schon der Vizeminis-
ter bestätigt.

Am 13. Januar hatten drei Mitglie-
der  von  Kìnhs  Familie  im  vietnamesi-

21 oder über das Internet mitgeteilt

20 Viet Nam Kurier 2/2020
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schen  Fernsehen  zugegeben,  sie  hätten
selbstgemachte  Waffen  und  Molotow-
cocktails gehabt. Nach der Meinung von
westlichen  „Menschenrechtsgruppen“
seien  diese  Geständnisse  erpresst  wor-
den, wie BBC erwähnt – und auch gleich
einen Link zu einer Website namens De-
fend the Defenders22 hinzufügt.  Diese in
den  USA  ansässige  Gruppe  behauptet,
„Mitglieder und Partner  in allen Regio-
nen von Vietnam“ zu haben. Ihre Aufga-
be  sei  es,  „vietnamesischen  Aktivisten
dabei  zu  helfen,  ihre  Möglichkeiten  zu
vergrößern,  und  zwar  durch  Trainings-
programme  über  Cybersicherheit  und
Journalismus“ sowie Aktivisten dabei zu
helfen, „Mittel zum Erwerb von Ausrüs-
tungen  sowie  Beistand  bei  juristischen
Auseinandersetzungen zu erhalten“. Dies
würde die zunächst unglaubwürdige Be-
hauptung  der  Behörden  und  später  des
Gerichts bestätigen, wonach die Gruppe
aus dem Ausland unterstützt – und radi-
kalisiert worden wäre.

Außer  auf  antikommunistischen
Webseiten und Blogs habe es aber auch
Kritik in Vietnam selbst an dem harten
Vorgehen der Sicherheitsleute23 gegeben.
Pham Thi  Loan,  eine frühere Abgeord-
nete aus Hanoi, soll der BBC gesagt ha-
ben: „Mein Gefühl ist, dass hier Grenzen
überschritten wurden, und zwar von bei-
den Seiten. Um vier Uhr morgens Tau-
sende  Bewaffnete  in  ein  Dorf  zu  schi-
cken,  kann  nicht  die  richtige  Lösung
sein.“ Auch die US-amerikanische, aber

22 https://www.vietnamhumanrightsdefenders.net/
about-2/

23 Es ist unklar, ob der Bau des Zauns von der Fir-
ma Viettel einer Sicherheitsfirma übertragen wur-
de  oder  ob  die  Polizei  direkt  eingeschaltet  war.
Jedenfalls trugen nicht alle Uniformen. 

international  aktive  Menschenrechtsor-
ganisation  Human  Rights  Watch24 wird
zitiert: „Die Regierungsvertreter müssen
die Wichtigkeit erkennen, den Dialog zu
suchen und Verhandlungen mit den Bau-
ern  zu  führen  zur  Lösung  von  solchen
Konflikten.“

Dieser Satz könnte auch vom viet-
namesischen  Ministerpräsidenten  stam-
men und in  einer  Hanoier  Zeitung ste-
hen.

Am Ende des Berichts erfahren wir,
Lê Đình Kình sei auch ein Blogger ge-
wesen mit einem Account bei Facebook.
Dort  seien  zwar  nie  hasserfüllte  Worte
gegen die Kommunistische Partei zu le-
sen  gewesen,  wohl  aber  die  Ankündi-
gung,  die  Bauern  würden  ihren  Kampf
„bis zum letzten Ende führen“. 

Am 13. Januar wurden die drei Po-
lizisten, die in Đồng Tâm umgekommen
waren,  in  Hanoi  feierlich  beigesetzt.
Posthum wurde  ihnen  der  Heldenorden
verliehen  für  „ihre  Tapferkeit  beim
Schutz der nationalen Sicherheit“. 

Der Prozess

Am 7. September 2020 begann der Pro-
zess gegen 29 Angeklagte. 25 von ihnen
standen unter Mordanklage, sie mussten
mit Strafen zwischen 12 Jahren Gefäng-
nis und der Todesstrafe rechnen, die an-
deren 4 wurden wegen Widerstands ge-
gen  die  Staatsgewalt  angeklagt  und
konnten zu 2 bis 7 Jahren Gefängnis ver-
urteilt werden.

Die  Angeklagten  wurden  vor  Ge-
richt durch 15 von ihnen selbst engagier-

24 Aussage von Phil Robertson, Asiendirektor der
Organisation.
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te Anwälte vertreten. Weitere 18 Anwäl-
te waren als Pflichtverteidiger anwesend.
Lê Đình Công, einer  der  Söhne  Kìnhs,
bekannte sich gleich zu Beginn des Pro-
zesses schuldig: „Ich möchte die Famili-
en der drei Polizisten, die gestorben sind,
um  Verzeihung  bitten.  Ich  sehe  meine
Fehler ein und habe alles bei den Verhö-
ren und vor Gericht ehrlich berichtet und
möchte  mich  in  aller  Form entschuldi-
gen.“25 Auch viele der andren Angeklag-
ten sollen ähnliche Erklärungen abgege-
ben haben.

Am 9. September entschied das Ge-
richt:  Insgesamt  6 von 29  Angeklagten
wurden  klare  Mordabsichten  vorgewor-
fen. 19 weitere ursprünglich des Mordes
bezichtigte  wurden  jetzt  wegen  Wider-
stands  gegen  Vollstreckungsbeamte  an-
geklagt, bei weiteren 4 Angeklagten war
und  blieb  dies  der Anklagegrund.  Lê
Đình  Kìnhs  Söhne  und  weitere  Ange-
klagte hätten innerhalb der sogenannten
„Konsensus-Gruppe“  die  Taten  geplant
und konkret  vorbereitet.  Lê Đình Công
habe schon vorher im Internet gegen die
Polizei  gehetzt  und  gedroht,  Elektrizi-
tätskraftwerke zu zerstören und „300 bis
500 Polizisten zu töten“. 

Am  14.9.2020  wurden  die  Urteile
bekanntgegeben.26 Die beiden Söhne von
Lê Đình Kình,  Lê Đình Chức (40) und
Lê Đình Công (56) erhielten die Todes-
strafe  wegen  Mordes,  Côngs  Sohn  Lê

25 Bericht  und  Zitate  nach Pham Du in  VNEx-
press  7.9.2020  bzw.  9.9.2020:  https://e.vnex-
press.net/news/news/trial-begins-over-deaths-of-
policemen-in-hanoi-s-dong-tam-commune-
4158371.html  und  https://e.vnexpress.net/news/
news/death-sentence-sought-for-two-cop-killers-
in-hanoi-clash-4159279.html 

26 VNS 15.9.2020

Đình  Doanh  (32)  lebenslängliche  Haft.
Die übrigen Angeklagten wurden zu Ge-
fängnisstrafen  von  15  Monaten  bis  16
Jahren verurteilt, z.T. auf Bewährung.

Zur   Todesstrafe  ist  anzumerken,
dass  sie  in  Vietnam seit  längerer  Zeit
nicht mehr vollstreckt wird.27

Doch ein Happy end?

Am  17.  September  2020,  acht  Monate
nach den tödlichen Ereignissen, berichte-
te  die  VNS über  eine  erstaunliche  Ent-
wicklung Gemeinde Đồng Tâm: Es seien
Straßen innerorts und über Land befes-
tigt, mit viel Geld Schulen und öffentli-
chen  Bauten  renoviert  worden.  Das
Volkskomitee habe Pläne und Program-
me  entworfen  für  eine  sozioökonomi-
sche  Entwicklung  in  vielen  Bereichen.
Auch die medizinische Versorgung wer-
de  verbessert.  Der  neue  Parteisekretär
der Gemeinde, Lê Đình Lưỡng wird zi-
tiert, dass jetzt eine „freudvollen Atmo-
sphäre“  vorherrsche, und  dass  Straßen
und  Plätze  jetzt  einen  geräumigen,  ge-
pflegten Eindruck  machten.  Die  Strom-
versorgung,  Feldwege  und  Transport-
möglichkeiten  sowie  die  Bewässerung
der  Felder  würden  bis Ende des Jahres
gesichert und verbessert sein.

27 Auf einer Weltkarte von amnesty international
zur Anwendung der Todesstrafe zählt Vietnam zu
den  Staaten,  die  die  Todesstrafe  „nicht  anwen-
den“.  https://www.amnesty.ch/de/themen/todes-
strafe/dok/2019/starker-rueckgang-der-hinrich-
tungen

  Vgl. auch VNK 1/2007, S. 48
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Đồng Tâm – eine neue Stufe?
ein Kommentar von Günter Giesenfeld

lle Kommentatoren, sowohl aus Vietnam als auch aus dem Ausland, inklusi-
ve antikommunistischer Zeitschriften oder Online-Blogs, sind sich einig dar-
in, dass die Auseinandersetzung in Đồng Tâm bezüglich der Gewalt, mit der

sie ausgetragen wurde, einen absolute Einzelfall unter den sehr vielen ähnlichen
Konflikten darstellt. Es hat sonst nirgendwo Todesopfer gegeben und das „norma-
le“ Drehbuch für solche Fälle war stets geprägt durch eine Einigung am Ende zwi-
schen den Bewohnern und der Regierung. Letztendlich trifft  das sogar auf Đồng
Tâm zu, und die in diesem Heft zitierte sozusagen demonstrative Unterstützung, die
diese Gemeinde nach Ende der Auseinandersetzungen erhielt, kann man auch als
den Ausdruck eines schlechten Gewissens interpretieren, wenn denn ein Staat und
Behörden überhaupt ein schlechtes Gewissen haben können – zumindest die betei-
ligten Politiker scheinen dazu fähig zu sein.1

A

elernt haben wir aus diesen Auseinandersetzungen auch, dass sie ein wei-
teres gemeinsames Charakteristikum haben: wenn ein Land den Weg der
Industrialisierung geht, um den Lebensstandard der gesamten Bevölkerung

zu heben, dann sind solche Konflikte unausweichlich: Man braucht eben Land für
Fabriken  und  Industrieparks,  ebenso  wie  für  neue  Wohngebiete  für  die  schnell
wachsende Bevölkerung. Und angesichts der Geographie Vietnams mit seinen weni-
gen größeren ebenen Flächen (praktisch nur die beiden Deltas und das Tal des Ro-
ten Flusses) können die für das Wachstum so notwendigen zusätzlichen Areale zu-
meist nur zulasten von bebautem oder landwirtschaftlich genutztem Boden gewon-
nen werden. Das ist in Vietnam genauso wie in anderen Ländern Südostasiens, in-
klusive China. Konflikte sind also nicht vermeidbar, die Frage ist nur, wie sie gelöst
werden.

G

as kann, wie unser Beispiel Lụa zeigt, in der Regel nur aufgrund manch-
mal langer, aber letztlich erfolgreicher Verhandlungen durch Kompromisse
erfolgen. Anscheinend, und so möchte es die vietnamesische Presse gern

erscheinen lassen, gilt dies – letztlich – auch für Đồng Tâm. Aber der Unterschied
(4 Tote, mehrere Todesstrafen) bleibt trotzdem, er konkretisiert sich in der Frage,
wie es zu der Eskalation nach der vorläufigen Einigung kommen konnte. Zwar hat-

D
1 Vgl. den Artikel aus einer Zeitung der KPV, der unser Schwerpunktthema abschließt
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ten auch in anderen Fällen die Auseinandersetzungen oft einen tendenziell politi-
schen Charakter, man kann auch sagen, es traten Verhaltensweisen auf, die man als
eine grundsätzliche Kritik an der Regierung und Infragestellung ihrer Berechtigung
interpretieren konnte. Aber eine Lösung musste auf eine Weise gefunden werden, die
dem Vertrauen  in  die  Regierung  keinen  existenziellen  Schaden  zufügte.  Im  Fall
Đồng Tâm schien es jedoch eine Zeitlang so zu sein, dass dieses Vertrauen in ein ex-
tremes Misstrauen umschlug, dessen Ausdruck die exzessive Gewalt war. Und nach
Informationen auch aus westlichen Quellen ging diese Gewalt nicht – wie es in eini-
gen Blogs antikommunistischer Gruppen dargestellt wird – von der Polizei aus. Die-
se stand hier plötzlich „Bauern“ gegenüber, die bewaffnet waren, und zwar nicht
nur mit selbstgemachten „Molotowcocktails“, sondern auch mit Handgranaten, die
man nicht auf irgendeinem Markt in Vietnam kaufen kann. Und die Polizei sah  sich
mit Verhaltensweisen konfrontiert, die eine unglaubliche Grausamkeit menschlichem
Leben gegenüber offenbarten: Die drei Polizisten, die in ein Loch gefallen waren,
wurden von den Aktivisten mit Benzin überschüttet und lebend in Brand gesetzt.

in solches kriegerisches, die grausame Tötung des „Feindes“ einschließen-
des Verhalten wurde – wie erwähnt – bei keiner der ähnlichen Auseinander-
setzungen im ganzen Land registriert, man kann also zu dem Schluss kom-

men, dass es ganz und gar nicht vietnamesisch sei. Dies gilt nicht für die Erschie-
ßung des Anführers der gewaltsamen Revolte,  Lê Đình Kình. Er hatte aber offen-
sichtlich eine Handgranate in der Hand und diese nach anderen Berichten sogar in
Richtung der Polizisten geworfen, allerdings sei sie nicht explodiert. In dem Pro-
zess, der auch diesen Fall behandeln wird, dürften sich die Polizisten mit Aussicht
auf Erfolg darauf berufen können, in Notwehr gehandelt zu haben.

E

enn ich das Verhalten der protestierenden Bauen von Đồng Tâm als „un-
vietnamesisch bezeichnet habe, dann ist damit auch der Verdacht einer
ausländischen Einflussnahme nahegelegt. Und die vietnamesische Presse

führt die Veränderungen im Verhalten der Bewohner auch in diesem Fall darauf zu-
rück, sie seien „von außen her“ beeinflusst und unterstützt worden. Dies ist ein häu-
figes, in vielen Fällen sehr gängiges Argument, dem ich eigentlich sehr skeptisch ge-
genüber stehe. Es klingt sehr danach, dass man störende Ereignisse so interpretiert,
weil man die eigene Verantwortung damit verdecken will. Und ich bin nach wie vor
der Meinung, dass dies oft geschieht. Aber vielleicht begnügen wir uns manchmal zu
unrecht  damit,  diese eingängige  Argumentation  als  Klischee  zu akzeptieren.  Wir
überprüfen diese Behauptung in der Regel nicht.

W

m Falle Đồng Tâm wurde dies hier versucht, weil die Ereignisse sonst in einem
außergewöhnlichen Maße unerklärlich sind: Wie kam es zu der plötzlichen Ver-
änderung im Verhalten des Anführers der Bauern, Lê Đình Kình? Er war doch

ein „Mitglied der kommunistischen Partei, früherer Ortsvorsteher und respektierter
I
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Anführer der Gemeinde und der Protestierenden“, wie es in der vietnamesischen
Presse hieß. Er hatte doch den ersten Kompromiss mit den Behörden ausgehandelt
und war insofern ein erfolgreicher Vermittler gewesen. Was hat ihn (und seine Söh-
ne und dann auch einen Teil der Bevölkerung) dazu gebracht, nun so aggressiv zu
sein? Und warum haben sich diese Bewohner plötzlich so verhalten, als befinde
man sich in einem Krieg, obwohl überall sonst beide Seiten stets auf eine Verhand-
lungslösung gesetzt und sie auch erreicht hatten?

n einer vietnamkritischen Internet-Zeitung mit dem Namen The Diplomat, die
in Tokio erscheint, schrieb ein vietnamesischer Dozent der Monash-Universität
in Australien, Toan Le, eine Zusammenfassung der Ereignisse in Đồng Tâm, die

in entscheidenden Punkten von den Tatsachen abweicht. Die Leute von Đồng Tâm
hätten zunächst „einige wichtige Zugeständnisse von der Regierung erreicht, die zu
eine friedlichen Lösung geführt haben“. Später habe die Regierung in wachsendem
Maße Strafgesetze und Gesetze zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung be-
nutzt, um „zivile Unruhen unter Kontrolle zu bringen“. Aber die Leute von Đồng
Tâm seien „entschlossen gewesen, dem staatlichen Druck nicht nachzugeben.“ Und
dann heißt es: „Mit der Hilfe von Menschenrechtsgruppen, politischen Aktivisten,
internationalen Medien und unabhängigen Bloggern sowie der Nutzung von Face-
book, YouTube und anderen sozialen Medien vermittelten sie ein anderes Bild von
den Ereignissen, als es in der staatlichen Presse geboten wurde.“2

I

iese staatliche Presse warf den Bewohnern und vor allem Lê Đình Kình
vor, sie hätten eine so genannte „Konsensus-Gruppe“ gegründet, die vom
Ausland unterstützt werde. Meine Internetrecherche hat ergeben, dass dies

zutrifft. Wenn man „Đồng Tâm“ googelt, trifft man auf viele Seiten mit Meldungen
zum Stichwort. Dort wird ein ganz anderes Bild von den Ereignissen dargeboten:
„Am 9. Januar frühmorgens stürmten Tausende Sicherheitspolizisten ein Dorf in der
Umgebung von Hanoi. Als hätten sie es mit einem Terroristenführer zu tun, riegelten
sie die Gemeinde Đồng Tâm ab, erhellten die Nacht mit Lichtgranaten. Mit einem
Hagel von Gewehrkugeln drangen sie in das Haus des 84 Jahre alten  Lê Đình Kình
ein. Wie berichtet wurde, töteten sie Kinh und ebenso seinen Sohn und seinen drei
Monate alten Enkel. Aber Lê Đình Kình war kein Terrorist oder Flüchtling. Er war
langjähriges Mitglied der kommunistischen Partei, er war das Oberhaupt einer re-
spektierten Familie und ein Führer der lokalen Protestbewegung gegen Korrupti-
on.“3 Die bestialische Ermordung der drei Polizisten wird mit keinem Wort erwähnt.

D

2 The Diplomat,  24.4.2017 https://thediplomat.com/2017/04/lessons-learned-from-vietnams-dong-tam-
standoff/

3 The Diplomat, 10.1.2020. Der Artikel wurde geschrieben von Duy Hoang, dem Vorsitzenden einer in 
den USA ansässigen, in Vietnam illegalen Partei namens Viet Tan.
 https://thediplomat.com/2020/01/vietnams-deadly-land-clash-leaves-questions-unanswered/
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ine andere online-Zeitung nennt sich The Vietnamese. Ihre Redakteure und
Autoren leben in den USA und arbeiten dort, neben der journalistischen Tä-
tigkeit als „human rights trainer“ – was immer das heißt. Dieses „unab-

hängige und nicht profitorientierte Magazin“ wurde im November 2017 gegründet.
Die Publikation nimmt für sich in Anspruch, unparteiisch zu sein bei ihrem „Eintre-
ten für Menschenrechte und Demokratie in Vietnam“4

E
Einer ihrer Autoren, Will Nguyen, veröffentlichte auf dieser Plattform einen langen
Artikel über die Ereignisse in Đồng Tâm5, in dem er sie aus seiner Sicht nacher-
zählt. Er beruft sich dabei auf ungenannte „Aussagen von Dorfbewohnern“, die ihm
offenbar von einer „citizen journalist“ namens Pham Doan Trang übermittelt wur-
den, die angeblich dabei war:
Am 9. Januar seien „ungefähr 3.000 Polizisten“ in das Dorf eingedrungen, bewaff-
net mit „Knüppeln, Stöcken, Gewehren, Schilden und Tränengasgranaten“. Sie sei-
en sofort  zum Haus des Dorfältesten Lê Đình Kình losgegangen und hätten mit
Sprengstoff ein Loch in die Wand geschlagen und „gleichzeitig mit Gewehren und
Tränengas geschossen“.

Diese eines Kriegsthrillers würdige Schilderung (die nach auch westlichen Berich-
ten (BBC) nicht den tatsächlichen Vorgängen entspricht), hält es auch nicht für nö-
tig, nach einem Grund für dieses angebliche Vorgehen der Polizei zu suchen. Und:

4 https://www.thevietnamese.org/about-us/
5 The Vietnamese, 15.1.2020. https://www.thevietnamese.org/2020/01/tensions-mount-in-aftermath/
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Die Gemeinde hat 8.647 Einwohner, es wohnen 2.572 Familien dort – und dafür hat
die Polizei 3.000 Beamte schicken zu müssen geglaubt? The Vietnamese hat dazu
ein Foto veröffentlicht, auf dem man einen Trupp von maximal 40 bis 50 Beamten
sieht, Lampen oder Reflektoren an den Helmen. Und selbst wenn weitere Polizisten
woanders im Dorf Absperrungen eingerichtet haben, so mögen das zusammen viel-
leicht 100 oder 200 gewesen sein.

um Tod der drei Polizisten zitiert der Bericht den Minister für öffentliche
Sicherheit, Luong Tam Quang, sie seien „in Erfüllung ihrer Pflicht gestor-
ben“.6 Kein Wort darüber, dass diese von radikalisierten Dorfbewohnern

ermordet wurden. Dagegen werden die Wunden des erschossenen Lê Đình Kình im
Detail beschrieben. In der offiziellen Presse Vietnams ist nie geleugnet worden, dass
dieser erschossen worden ist, und zwar unter den hier schon geschilderten Umstän-
den, die auch seriöse westliche Medien (BBC) für zutreffend halten. Für die Autoren
der antivietnamesischen Netzpresse war er jedoch: „ein inhärentes Symbol“ – „Kin-
hs Ermordung zeigt, dass das kommunistische Regime sein eigenes Grab gräbt“.

Z

Will Nguyen., der Autor dieses Artikels, lebt in den USA und ist auch dort geboren
(Texas). Seine Eltern waren eine von vielen Familien, die 1975 in die USA gebracht
wurden,  weil  sie  zu  sehr  mit  dem dortigen  Thieu-Regime verbunden  waren  und
glaubten, als solche in der Gefahr gewesen seien, von den Siegern von 1975 ermor-
det zu werden. Will studierte an Elite-Universitäten der Ivy League7. Er scheint öfter
nach Vietnam zu reisen, um dort Demonstrationen gegen die Regierung zu organi-
sieren. Dabei war er im Juni 2018 verhaftet und sollte wegen „Erregung öffentli -
chen Ärgernisses“8 verurteilt werden. Aber der Prozess wurde nicht eröffnet, weil
US-Außenminister Mike Pompeo persönlich für ihn bei der vietnamesischen Regie-
rung intervenierte. Daraufhin wurde Will Nguyen nach einer sehr kurzen Verhand-
lung und Verhängung einer Geldstrafe aus Vietnam ausgewiesen. Die US-Botschaft
zeigte sich öffentlich zufrieden mit dieser Lösung.

m Ende seines hier erwähnten Artikels gab Will Nguyen bekannt, man habe
am 13. Januar 2020 in den USA eine „Dong Tam Task Force“ gegründet,
die unter anderem „die in Dong Tam lebenden Zeugen vor Belästigungen

und Verhaftungen durch die Regierung schützen“ solle. Unter Punkt 2 ihrer „Ziele“
formuliert diese Gruppe: „Wir wollen als eine zentrale, zuverlässige Informations-
quelle dienen über die Ereignisse rund um Dong Tam. (…) Wir sind durch Netzwer-
ke verbunden mit den Bewohnern und vietnamesischen Aktivisten vor Ort, mit Medi-
enkontakten, Rechtsanwälten und internationalen NGOs“. Und in Punkt 3 heißt es:

A

6 https://tuoitre.vn/bo-cong-an-thong-tin-ve-tinh-hinh-o-xa-dong-tam-20200109083527395.htm
7 Fußball-Liga im Hochschulsport aus Sportmannschaften von acht privaten prestigeträchtigen Elite-
hochschulen im Nordosten der USA. „Ivy League“ Wurde dann zum Sammelnamen für die Universitä-
ten von Columbia, Harvard, Princeton, Yale u.a. Alle haben sehr selektive Aufnahmequoten, meist im
einstelligen Prozentbereich. (Wikipedia)

8 Bericht der BBC News:  https://www.bbc.com/news/world-asia-44896125
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„Wir  wollen  Aktionen  der  Beteiligten  koordinieren,  sowohl  vor  Ort  als  auch  in
Übersee. Die Task Force will als ein Angelpunkt fungieren, um Aktionen zwischen
den Betroffenen (stakeholders) in effektiver Weise zu erleichtern.“9

Die vietnamesische Presse nennt diese „Konsensus-Gruppe“ den „harten Kern“ ei-
ner Gruppe von „Widerständlern gegen die Bemühungen der Regierung um Um-
siedlung, obwohl mit vielen Familien schon eine Einigung darüber erzielt worden
ist“. 10   
Wer im Internet weiter recherchiert, der stößt bald auf eine Bezeichnung für die Vor-
gänge in Đồng Tâm als „Massaker“, und es ist diesen Kreisen offenbar weitgehend
gelungen, diesen als gängige Bezeichnung zu etablieren: das „Dong Tam Massa-
ker“.11 Ein Massaker? An vier – oder, da der Tod der drei Polizisten nicht erwähnt
wird, an einer Person? 

ber den Einfluss der sozialen Medien in diesem Fall gibt es einen nach-
denklichen Artikel von Mai Thanh Truong, einem in Arizona studierenden
Vietnamesen, in einer Zeitschrift des des Yusof Ishak Instituts in Singapur,

in dem es heißt:
Ü
„Die sozialen Medien spielten offensichtlich seit  langem eine große Rolle dabei,
dass die Dorfbewohner mit der Außenwelt verbunden waren, vor allem mit politi-
schen Aktivisten. Videos und Bilder zirkulierten durch das Internet und hielten nicht
nur die Regierung, sondern auch Aktivisten aus dem Ausland auf dem Laufenden.
Schon 2017 reisten Aktivisten nach  Đồng Tâm, um live über den Protest zu infor-
mieren.“ Das habe bewirkt, dass die Interpretation der Aktivisten im Netz verbreitet
wurden. „Jedoch während die Dorfbewohner versuchten, öffentliche Unterstützung
für ihre Interpretation zu gewinnen, dass nämlich die Wurzel der Auseinanderset-
zungen in der Korruption und im Machtmissbrauch der lokalen Behörden zu suchen
sei, tendierten die Aktivisten dazu, die kommunistische Partei als den Verursacher
darzustellen.“  Immerhin  hätten  ja  die  Dorfbewohner  noch  2017  im  Dorf  ein
Spruchband aufgehängt, auf dem zu lesen war: „Wir vertrauen vollständig der Par-
tei  und  ihrer  Führungskraft“.  Man  könne  natürlich  darüber  streiten,  ob  dieses
Statement wirklich die Meinung der Dorfbewohner reflektiere.  „Aber für die von
den Aktivisten verbreitete Interpretation des Đồng Tâm-Konflikts als grundsätzliche
Revolte gegen Partei und Regierung gibt es keine Belege.“12

9 https://www.facebook.com/photo.php?fbid=10102598243036924&set=a.622375706934&type=3.
Dass diese ausländischen Aktivisten auch die Handgranaten besorgt haben, ist damit natürlich nicht be -
wiesen. Aber z.B.  die Vermutung, dass, wo der US-Außenminister so offiziell demonstrativ eingreift,
nach allen Erfahrungen auch die CIA nicht untätig ist, darf hier geäußert werden.

10 VNS 16.1.2020
11 So etwa in der  South China Morning Post: https://www.scmp.com/news/asia/southeast-asia/article/
3046192/vietnams-dong-tam-massacre-activists-claim-government

12 Zeitschrift  Perspective des ISEAS-Yousof Ishak Insituts in Singapur 60, 10.6.2020,   Download:
https://www.iseas.edu.sg/category/articles-commentaries/iseas-perspective/iseas-perspective-
2020/page/7/
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iese wenigen Beispiele – von sehr vielen – einer zumindest politischen
Einflussnahme von außen, deren Wirkung in Vietnam sicher nicht so groß
ist wie  in der westlichen Welt, sind natürlich keine Beweise dafür, dass

zum Beispiel  Waffen  aus  dem Westen  eingeschmuggelt  worden seien.  Annehmen
muss man aber, dass ausländische antivietnamesische Aktivisten zur Radikalisierung
der Gruppe um Lê Đình Kình über das Internet überhaupt erst beigetragen haben.
Dass Vertreter oder Sympathisanten der „Dong Tam Task Force“ direkt vor Ort mit-
gemischt haben, muss auch vermutet werden.

D

nd man darf nicht übersehen, dass die US-Regierung und ihre Botschaft
in Hanoi „das Massaker“ in Đồng Tâm nicht nur „aufmerksam verfolgt“
haben. Am 6.2.2020 wurde der „Aktivist“ Trinh Ba Phuong offiziell zu ei-

nem Gespräch in der US-Botschaft empfangen, in dem ein Vertreter der Botschaft
die Bezeichnung als „Massaker“ voll unterstützte und z.B. die „Behauptung, ein
Kanister mit 5-6 Liter Benzin könne 3 Polizisten töten“, als „absurd“ bezeichnete.
Phuong äußerte in dem Gespräch, dass er sich eine „internationale Intervention in
diesem Fall“ wünsche.13 Die US-Botschaft hat sich damit – entgegen allen diploma-
tischen Regeln – offen auf die Seite der ausländischen Aktivisten gestellt. Über Ge-
spräche der  Botschaft  darüber mit  der  vietnamesischen  Regierung ist  nichts  be-
kannt. 

U

13 Vgl.  einen  Artikel  in  der  Onlinezeitung Toi  Bao:  https://thoibao.de/blog/2020/06/18/us-embassy-
pays-attention-to-dong-tam-massacre-after-police-release-investigation-conclusion/

 Toi Bao wird offensichtlich von der Bundesrepublik aus betrieben. 
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Die Lehren aus Đồng Tâm 
Drei Tote sind ein sehr schmerzhafter Vorfall – 
und eine Lektion nicht nur für heute

Hai Au

Nach den Äußerungen und Deutungen von Kritikern des Vorgehens der
vietnamesischen Regierung soll am Ende eine Einschätzung der Ereig-
nisse wiedergegeben werden, die in der offiziellen Parteizeitung Xây 
dựng đảng (etwa: Die Partei aufbauen) in Vietnam veröffentlicht wurde.

Der  Artikel1 beginnt  mit  einer  zusam-
menfassenden Darstellung des Konflikts
aus  Sicht  der  Regierung.  Da  dieser  in
der vorliegenden Ausgabe des VNK Heft
schon breit  referiert  worden ist,  haben
wir diesen Teil hier weggelassen. Red.

In dem Strafprozess wegen „Mord“ und
„Widerstands  gegen  die  Staatsgewalt“
geht  es  um  besonders  schwerwiegende
Straftaten,  mit  schmerzhaften  Folgen.
Welche  Lektionen  sollen  nun  gezogen
werden, damit solche schmerzhafte Vor-
fälle nicht  mehr  passieren  können? Die
Vorgeschichte der im Prozess zu behan-
delnden  Straftaten  begann  bereits  in
2017 und hat  sich danach  immer  mehr
zugespitzt. Aber welche Rolle spielte da-
bei  unser  politisches  System?  Warum

1 http://www.xaydungdang.org.vn/Home/ykien
dangvien/2020/13523/Dong-Tam-Bai-hoc-khong-
chi-hom-nay.aspx erschienen am 22.1.2020

handelte  man  nicht  frühzeitig  vor  Ort?
Jede Familie hätte schon früh umfassend
aufgeklärt  werden  sollen.  Die  Verant-
wortlichen hätten schon früh besser auf
die Situation reagieren sollen und   vor-
beugende  Maßnahmen  wirksam  einset-
zen sollen, um die schlimmen Folgen ab-
zuwenden.

Vor 70 Jahren, als der Krieg gegen
die  Franzosen  eskalierte  und  grausam
tobte,  schrieb  Präsident  Ho  Chi  Minh
(unter dem Pseudonym XYZ) einen Arti-
kel mit dem Titel „Dan Van“ („Bürger-
beteiligung“), der in der Zeitung Su That
(„Die Wahrheit“) vom 15.10.1949 veröf-
fentlicht wurde. Darin betonte er: „Gute
Bürgerbeteiligung sichert immer den Er-
folg“. Haben wir nicht versäumt, im Fall
von Đồng Tâm die Bürgerbeteiligung in-
tensiv  genug  anzustreben?  Und  haben
wir deshalb die Gedanken, Sorgen, Emo-
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tionen der Bürger nicht entsprechend be-
rücksichtigt? Die Beteiligung der Bürger
ist in der Tat nicht nur Aufgabe einzelner
Personen,  Behörden  oder  Organisatio-
nen, sondern Aufgabe des gesamten po-
litischen  Systems, aller  Parteifunktionä-
re, aller Beamten, aller Massenorganisa-
tionen  und ihrer  sämtlichen  Mitglieder.
Jeder  Bestandteil  des  politischen  Sys-
tems muss entsprechend seinen Funktio-
nen und Aufgaben die Bürger beteiligen.

Gemäß der Aussage von Onkel Ho
sind Funktionäre von Partei, Verwaltung
und  Massenorganisationen  auf  lokaler
Ebene die ersten, die sich für die Bürger-
beteiligung  einzusetzen  haben.  Dabei
sollen  sie  eng  zusammenarbeiten,  ihre
Aktionen  gut  koordinieren,  die  Arbeit
sorgfältig  planen,  die  Aufgaben  unter-
einander  klar  aufteilen.  Sie  müssen  die
den Bürger aufklären, sie ermutigen, bei
der  Lösung  auftretender  Probleme  mit
ihnen zusammenzuarbeiten, und sie dür-
fen  nicht  zulassen,  dass  Bürger  durch
böswillige  Menschen  missbraucht  und
aufgehetzt werden.

Hat das politische System in diesem
Fall  seine  Aufgaben  erfüllt?  Der  Fall
Đồng Tâm ist eine teure Lektion, aus der
gelernt werden muss: Immer dann, wenn
die Bürger nicht richtig beteiligt werden,
besteht die Gefahr, dass sie, von böswil-
ligen Personen aufgehetzt, illegale Dinge
tun und Menschenleben gefährden.

Mit  der  rasanten  Entwicklung  der
Informationstechnologie  werden  gegen-
wärtig  soziale  Medien  wie  facebook,
zalo etc. durch böswillige Menschen ge-
nutzt, um falsche Informationen zu ver-
breiten,  den  gesellschaftlichen  Zusam-
menhalt zu zerstören und die  Menschen

zu verwirren.  Diese geraten  dadurch  in
Zweifel  und  verstehen  die  vietnamesi-
sche  Presse  falsch.  Angesichts  dieser
Tatsache  müssen  die  lokalen  Verwal-
tungsbehörden  sich  umso  mehr  bemü-
hen, nah am Volk zu sein, seine Gedan-
ken  und  Gefühle  ergründen  und  ihnen
dann  einen  objektiven,  sachlichen  und
ehrlichen Blick auf die Probleme und de-
ren Lösung ermöglichen.

Wir sollten also zurückblicken und
uns auf die große Bedeutung der Bürger-
beteiligung  besinnen.  Onkel  Ho  hat  es
immer wieder betont: „Ohne die Unter-
stützung des Volkes kann selbst die ein-
fachste Aufgabe nicht bewältigt werden.
Aber mit der  Unterstützung des Volkes
lassen sich die schwierigsten Herausfor-
derungen meistern“.  Über das Volk ha-
ben unsere Väter uns den Spruch hinter-
lassen:  „Das  Volk  trägt  das  Boot,  das
Volk kann es aber  auch  umkippen,  hat
man die  Unterstützung  des  Volkes,  hat
man alles, verliert man sie, ist alles ver-
loren”. Der Spruch unserer Väter und die
Lehren von Onkel Ho haben für alle Zei-
ten unverändert Gültigkeit.

Die Vorfälle in Đồng Tâm sind also
ein schlechtes  Beispiel,  wenn es darum
geht,  die  Herzen  der  Menschen  zu  ge-
winnen, sie für eine vernünftige und rati-
onale Lösung der auftretenden Probleme
zu gewinnen.  Es erweist  sich daher  als
unbedingt notwendig, die Dinge neu zu
sehen: sowohl die Einstellung zur Sache,
als  auch  das  gemeinsame Handeln  von
Partei und Verwaltung, insbesondere auf
lokaler Ebene müssen grundlegend geän-
dert werden.

Übersetzung aus dem Vietnamesischen:
Lan Anh Ngo
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